
Steinkohle
2004Sichere Energie:

wichtiger denn je

Gesamtverband des deutschen Steinkohlenbergbaus



22222



33333

Sicherheit geschaffen. Zugleich
wird die Anpassung sozialverträg-
lich gestaltet. Aber noch ist die
Umsetzung nicht erfolgt und die
Perspektive nach 2012 bleibt un-
gewiss. Vieles spricht dafür, in
unserem Land wenigstens einen
Bergbausockel verlässlich zu
schaffen. Investitionen und sogar
Neuaufschlüsse müssen vorurteils-
frei geprüft werden, um die Option
auf die Nutzung unserer Lager-
stätte auch künftig zu behalten,
denn Kohle hat Zukunft.

Die Trends und Faktoren, die für
die Entwicklung der globalen Ener-
gie- und Rohstoffmärkte aus-
schlaggebend sind, beschreibt der
Gesamtverband des deutschen
Steinkohlenbergbaus in seinen
Jahresberichten. Er tut dies dies-
mal in einem neuen Layout und
mit einer neuen Struktur. Die deut-
sche Steinkohle hat im Medien-
zeitalter wie andere Bereiche der
Wirtschaft und Gesellschaft zu-
weilen ein Vermittlungsproblem:
Sie hat gute Argumente, die zu
wenig Aufmerksamkeit finden.
Das wollen wir ändern.

Essen, im Oktober 2004

Dr. Werner Müller

Vorsitzender des Vorstandes
des Gesamtverbandes des deut-
schen Steinkohlenbergbaus

Die Ereignisse der vergangenen
Monate haben die Auffassung,
wonach es der Markt im Bereich
der Energie schon alleine richten
werde, eindrucksvoll in Frage
gestellt. Der Markt braucht einen
Rahmen, der auf den jeweiligen
Standort zugeschnitten ist. Neben
dem Umweltaspekt müssen auch
die Versorgungssicherheit und die
Preiswürdigkeit wieder angemes-
sen berücksichtigt werden, damit
die Industrie in Deutschland blei-
ben kann.

Die Kokskrise hat die volkswirt-
schaftliche Bedeutung einer gesi-
cherten heimischen Energie- und
Rohstoffbasis deutlich gemacht.
Der deutsche Steinkohlenbergbau
hatte nach der Beendigung des
Hüttenvertrages seine Kokerei-
kapazitäten und die Kokskohlen-
förderung stark herunterfahren
müssen. Die Engpässe am interna-
tionalen Rohstoff- und insbeson-
dere Koksmarkt haben jetzt die
Stahlindustrie und mit ihr die ge-
samte Stahl verarbeitende Wirt-
schaft heftig getroffen. Noch
dramatischer wäre es, wenn die
Brennstoffversorgung unserer
Kraftwerke einem ähnlichen
Schock ausgesetzt wäre. Unsere
heimische Steinkohle ist ein un-
verzichtbarer strategischer Roh-
stoff.

Der Industriestandort Deutschland
muss sich wieder stärker auf lang-
fristige Vorsorge besinnen. Mit
dem neuen Finanzrahmen für die
deutsche Steinkohlenförderung
2006 bis 2012 wird ein Stück

Ein Wort zuvor
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Sichere Energie: wichtiger denn je

„King Coal is back… Coal’s
renaissance is a slow, quiet
process…”

Financial Times, August 2004

„Deutschland geht die Kohle aus”
RAG-Anzeige, Frühjahr 2004

Zwei Zitate aus diesem Jahr, die
kurz und pointiert eine der wohl
bemerkenswertesten Entwicklun-
gen auf den Rohstoff- und Ener-
giemärkten spiegeln. Das Branchen-
blatt „Energie Informationsdienst“
hat es in der 2. Jahreshälfte so
formuliert:
 
„Die Ölpreise steigen, die Gasprei-
se folgen den Ölpreisen, die Im-
portkohlenpreise steigen schon
seit längerer Zeit, und die Strom-
preise folgen denen von Gas und
Kohle. Das ist, kurz zusammenge-
fasst, die Preissituation auf dem
Energiemarkt.“
 
Nach den Ölpreiskrisen der 70er
Jahre dürfte 2004 in die Geschich-
te eingehen als das Jahr, in dem
der bequeme und jahrzehntelange
Glaube an die Sicherheit einer
immerwährenden preiswerten
Rohstoff- und Energieversorgung
erneut von einer unerwarteten,
aber absehbaren Realität überrollt
wurde: Die Zeiten dauerhaft billi-
ger Energie für die lieb geworde-
nen Selbstverständlicheiten der
modernen Industriegesellschaft
scheinen vorbei; und die üblichen
zyklischen Preisschwankungen
dürften sich künftig auf einem
höheren Preislevel abspielen.
Denn der Energie- und Rohstoff-
hunger riesiger und aufstrebender
Volkswirtschaften wie China und
Indien hat einen Staubsauger-
Effekt bewirkt, der die entspre-
chenden Märkte grundlegend und
dauerhaft verändert hat.
 

Wer – wie der Gesamtverband des
deutschen Steinkohlenbergbaus –
in den vergangenen Jahren ange-
sichts des global steigenden Ver-
brauchs an Rohstoffen und Ener-
gie immer wieder vor den  Risiken
einer wachsenden Importabhän-
gigkeit Deutschlands gewarnt hat,
wurde dafür belächelt oder an-
gegriffen. Als Schwarzmalerei,
Kassandra-Rufe oder gar als
„Kohle-Lüge“ wurden begründete
Mahnungen in den Wind geschla-
gen. Die Realität des Jahres 2004
hat diese Mahnungen rapide über-
holt. Darüber kann sich niemand
freuen. Beispielhaft seien hier nur
zwei dieser weltweiten Entwick-
lungen, die dieses Jahr kennzeich-
nen, schlaglichtartig dargestellt.
Der vorliegende Jahresbericht des
Gesamtverbandes geht in seinen
Schwerpunkten ausführlich darauf
ein.

Neuer Ölpreis-Schock und
neue Nachdenklichkeit

In diesem Jahr ist der Ölpreis
in bislang nicht gekannte Höhen
gestiegen. Im Oktober kostete das
Barrel Öl in New York deutlich
über 50 $, in Asien zeitweise über
55 $. Seit Monaten reagieren die
Märkte außerordentlich nervös: Zu
einer unverändert höchst instabi-
len politischen und militärischen
Lage in wichtigen Förderländern
kamen Hiobsbotschaften der
großen Erdölkonzerne, die ihre
Ressourcenschätzungen kräftig
nach unten korrigieren mussten,
verbunden mit einer stark gestie-
genen Nachfrage.
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Der entscheidende Unterschied zu
einer ähnlichen dramatischen
Preisentwicklung im Jahr 1980:
Damals ging – bei von 15 auf 40 $
pro Barrel hoch geschnellten Prei-
sen – die Nachfrage in den Keller.
Der damalige Spitzenpreis ent-
spräche inflationsbereinigt einem
heutigen Barrelpreis von gut 100 $.
In diesem Jahr aber wächst der
Bedarf weiter. 2004 wird zum
ersten Mal seit mehr als zwei
Jahrzehnten wieder ein neues Re-
kordjahr beim Ölverbrauch. Nach
Berechnungen der Internationalen
Energie Agentur (IEA) werden
dieses Jahr 81,4 Mio Barrel Öl pro
Tag verbraucht – ein Plus von
3,2% gegenüber 2003. Für 2005
prognostizieren die IEA-Fachleute
in Paris eine weitere Zunahme in
ähnlicher Größenordnung.
 
Die Investmentbank Goldman
Sachs hat ausgerechnet, dass die
Ölproduzenten in den nächsten
zehn Jahren 2 400 Mrd. $ investie-
ren müssten, um mit der steigen-
den Nachfrage Schritt halten zu
können. Da dies als unwahrschein-
lich gilt, setzen die Terminmärkte
auch noch in fünf Jahren einen
Ölpreis von 35 $ an. Das sind 15 $
mehr als in den vergangenen
15 Jahren für diese Terminkon-
trakte gezahlt wurde.
 
Abgesehen von den hohen und
weltweiten konjunkturellen Risi-
ken, die von einer solchen anhal-
tenden Ölpreisentwicklung aus-
gehen – so ist die Wirtschaft der
westlichen Welt bislang noch nach
jedem Ölschock in eine Rezession

gerutscht – hat sie auch unmittel-
bare Auswirkungen auf andere
Energiepreise. Angesichts der
sprunghaft gestiegenen Preise auf
den Rohstoffmärkten haben die
deutschen Energieversorger in der
zweiten Jahreshälfte weitere
Preissteigerungen für Strom an-
gekündigt.
 
In der Folge ist die bislang zu-
weilen leichtfertige Betrachtung
der hohen Energieimportabhän-
gigkeit Europas und Deutschlands
einer neuen Nachdenklichkeit
gewichen: Eine Risikostreuung
durch einen breiten Energiemix
inklusive heimischer Energieträger
wie der deutschen Steinkohle ist
mehr denn je ohne Alternative.
Die öffentliche Diskussion und das
öffentliche Bewusstsein haben
2004 erneut zu der Erkenntnis ge-
führt, dass wir Versorgungsrisiken
soweit wie möglich begrenzen,
heimische Energiequellen effizient
nutzen und rationelle Energie-
verwendung fördern müssen.
 
Maßgeblicher Treiber der Nach-
frage- und Preisentwicklung in
diesem Jahr ist die sprunghaft
wachsende Volkswirtschaft
Chinas. Nach Schätzungen der
OECD wird China bis 2020 eine
jährliche Wachstumsrate von
mindestens 5,6% erreichen – und
das bei von der Pekinger Regie-
rung künstlich gedrosseltem
Wachstum, um einer weiteren
Überhitzung vorzubeugen. China
mit seinen 1,3 Mrd. Menschen ist
bereits zum zweitgrößten Erdöl-
verbraucher der Welt nach den
USA aufgestiegen und sprengt
weiter alle Prognosen. Bis 2020

könnte sich Chinas Energiebedarf
Schätzungen zufolge verdoppeln.
Die Konsequenz: China und sein in
den Wachstums-Startlöchern
stehender Nachbar Indien werden
die Energiepolitik der Zukunft
diktieren, da sie die globale Nach-
frage steuern.

Das bestätigt auch der Ende Okto-
ber 2004 vorgelegte neue World
Energy Outlook der IEA. Weltweit
sieht die IEA für die nächsten 25
Jahre zunehmende Versorgungs-
unsicherheiten im Energiesektor
durch den enormen Investitionsbe-
darf, geopolitische Risikofaktoren
sowie wachsende Angebotskon-
zentration und immer größere
Nachfragekonkurrenz der Verbrau-
cherländer auf den Weltenergie-
märkten.

Koks- und Kokskohlekrise

Chinas riesiger Rohstoffbedarf hat
auch wesentlich zu einer weiteren
Entwicklung im Jahr 2004 beige-
tragen: der nahezu schlagartigen
Verknappung von Koks und Koks-
kohle und in der Folge sprunghaft
gestiegenen Preisen dieser für die
Stahlindustrie – und andere
Verbraucher – unverzichtbaren
Vorprodukte. Es trat ein, womit
niemand – am wenigsten die
deutschen Stahlerzeuger –
gerechnet hatte: Bedingt durch
den gestiegenen Koksbedarf der
eigenen Stahlbasis drosselte
China seine Koksexporte, zugleich
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stieg die Weltmarkt-Nachfrage
nach Kokskohle – und das bei
weltweit knappen Fracht-Kapazi-
täten. Die rasche Folge: Koks-
Spotmarktpreise von bis zu 500 $/t
in der Spitze und Kokskohlenpreise
von gut 120 $/t – eine Vervielfa-
chung binnen Jahresfrist. Analys-
ten gehen von einem Anhalten
dieser Preishausse für die näch-
sten Jahre aus.
 
Kalt erwischt wurden auch deut-
sche Stahlerzeuger und -verbrau-
cher. Denn Deutschland ist seit
Ende der 90er Jahre der größte
Koksimporteur weltweit. Das war
nicht immer so und ist ein aus-
schließlich hausgemachtes Prob-
lem. Bedingt durch die Kündigung
des Hüttenvertrages, der eine
zuverlässige Vollversorgung mit
Koks und Kokskohle aus deutscher
Produktion garantierte, mussten in
der Folge hochmoderne deutsche
Zechen-Kokereien stillgelegt
werden. So war die RAG nach dem
Ende des Hüttenvertrages gezwun-
gen, innerhalb von zwei Jahren
eigene Kokereikapazitäten von
rund 3,5 Mio Jahrestonnen still-
zulegen – eine Menge, die nun
importiert werden muss.  
 
Ähnliches galt für deutsche Koks-
kohlenlagerstätten. Mit den Still-
legungen heimischer Förder- und
Produktionskapazitäten wuchs die
Importabhängigkeit. Sie schien so
lange unbedenklich, wie die Koks-
und Kokskohlenpreise niedrig
waren. Mit der plötzlichen Ver-
knappung und sprunghaften Preis-
erhöhung rächt sich nun die Ab-
hängigkeit von Importen: Weniger

Koks und Kokskohle heißt weniger
Stahl und damit eine Schwächung
des Rückgrats der deutschen In-
dustrie. Die deutschen Stahlerzeu-
ger konnten Kapazitäts-Chancen
nicht optimal ausnutzen und gaben

die drastische Erhöhung ihrer
Rohstoffpreise an ihre Abnehmer
weiter. Die sahen sich plötzlich im
Würgegriff erhöhter Preise und
nicht ausreichender Stahlmengen.
 
Der Hauptgeschäftsführer des
Wirtschaftsverbandes Stahl- und
Metallverarbeitung (WSM), Dr.
Andreas Möhlenkamp, formulierte
es Mitte des Jahres so: „Die Situ-
ation ist paradox. Die Auftrags-
bücher sind voll, doch trotzdem
geraten immer mehr Unternehmen
in Insolvenzgefahr.“ Der WSM ver-
tritt bundesweit 4 400 mittelstän-

dische Unternehmen mit 440 000
Beschäftigten und einem Umsatz-
volumen von rund 58 Mrd. €.
Seine Mitgliedsunternehmen sind
mit Abstand die wichtigsten
Abnehmer der Stahlindustrie.

Die volkswirtschaftlichen Folgen
aus der Kündigung des Hütten-
vertrages – u. a. die kostspieligen
erforderlichen Kapazitäts-Still-
legungen – und den bisherigen
Konsequenzen der Koks- und
Kokskohlekrise werden auf rund
10 Mrd. € geschätzt. Eine dauer-
hafte Entwarnung kann nicht ge-
geben werden, denn eine Entspan-
nung – eine Rückkehr zu alten
Preisen – ist nicht in Sicht. Die

Sichere Energie: wichtiger denn je
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Europäische Union bleibt mit
einem Koks-Importvolumen von
9 Mio t/Jahr mit Abstand größter
Koksimporteur bei einem Koks-
welthandelsvolumen von gerade
mal etwa 29 Mio t – 7% der glo-
balen Koks-Erzeugung. China ver-
fügt mit einem Exportanteil von
bislang 50% weiter über eine
marktbestimmende Position.
 
Prinzipiell ähnlich ist die Situation
auf dem Weltsteinkohlemarkt.
Auch wenn Steinkohlenvorkommen
weltweit ausgewogen verteilt und
ausreichend vorhanden sind – auf
dem Weltmarkt landen weniger
als ein Fünftel der Gesamtförder-
menge von 3,5 Mrd. t. Der wach-
sende Energie- und vor allem
Strombedarf großer und schnell
wachsender Volkswirtschaften wie
China lässt eine ähnliche Entwick-
lung wie bei Koks und Kokskohle
befürchten. Innerhalb eines Jahres
haben sich die internationalen
Preise für Kesselkohle verdoppelt
– in der Spitze mussten 2004 bis
zu 90 $/t SKE gezahlt werden.
 
Große Kohleländer und Stromer-
zeuger wie die USA und China
setzen in den kommenden Jahr-
zehnten noch stärker als bisher
auf  die Steinkohle als einen ihrer
wesentlichen Energieträger. Nach
dem „Dash for Gas“ der 90er
Jahre sieht  das US-amerikanische
Energieministerium nun einen

neuen „Dash for Coal“ – oder wie
es die „Financial Times“ formulier-
te: „King Coal is back“. Die
Renaissance der Steinkohle in
Zahlen: Allein in den USA befinden
sich derzeit 92 neue Kohle-
kraftwerke mit zusammen 59 000
MW für 69 Mrd. $ im Planungs-
stadium. In Asien beabsichtigen
Stromversorger den Bau von rund
1 000 Kohlekraftwerken, von
denen bereits 100 im Bau sind –
vor allem in China. Die chinesische
Regierung plant den Bau neuer,
moderner Kraftwerke mit einer
Gesamtleistung von 80 000 MW
schon in den nächsten Jahren.
Zum Vergleich: Der Erneuerungs-
bedarf des deutschen Kraftwerks-
parks wird in den nächsten 20
Jahren auf bis zu 40 000 MW
geschätzt.

Renaissance der Kohle

Diese Renaissance der Kohle in
den größten und wichtigsten
Förderländern, verbunden mit der
Tatsache, dass der Steinkohle-
Weltmarkt von weniger als einem
halben Dutzend großer Rohstoff-
konzerne beherrscht wird, hat
zweierlei zur Folge:
 
In der EU und Deutschland steigt
bei einem enger werdenden Welt-
markt das Risiko für dauerhaft
sichere Steinkohlenimporte weiter
an. Angesichts des wachsenden
Kohle-Eigenbedarfs der großen
Lieferländer – die USA und China
verbrauchen bislang schon pro

Jahr je eine Milliarde Tonnen zu-
meist eigener Steinkohle – wird
sich die Versorgung deutscher
Steinkohlekraftwerke auf wenige
Lieferländer wie Kolumbien und
Südafrika konzentrieren. Die
Lieferströme aus diesen Ländern
aber werden schon heute von nur
vier großen, weltweit tätigen
Bergbau-Unternehmen kontrol-
liert.
 
Der Zubau-Bedarf an neuen Stein-
kohlekraftwerken erfordert eine
gewaltige internationale Techno-
logie- und Innovations-Offensive –
von effizienteren Steinkohlekraft-
werken mit Wirkungsgraden nahe
50% über die „Clean-Coal-Tech-
nology“ zur deutlichen CO2-Minde-
rung bis zum „Null-Emissions-
Kraftwerk“ der Zukunft. Wenn
etwa in China heute der Neubau
eines Steinkohlekraftwerks inter-
national ausgeschrieben wird, so
erwarten die chinesischen Auf-
traggeber moderne „State-of-the-
Art“-Technologie. Deutscher Kraft-
werkstechnologie und der engen
Zusammenarbeit zwischen dem
deutschen Steinkohlenbergbau,
deutschen Kraftwerksbauern und
Stromerzeugern kommt dabei eine
zentrale Bedeutung zu – für die
Exportchancen deutschen Stromer-
zeugungs-Know-hows ebenso wie
für die Sicherheit der heimischen
Stromerzeugung in der Grund- und
Mittellast.
 



99999

Die erforderlichen umfangreichen
Investitionen in die Fortentwick-
lung deutscher Kraftwerkstechnik
wie dem Ersatzbedarf im heimi-
schen Kraftwerkspark brauchen
Planungs- und damit Investitions-
sicherheit. Die klimapolitische
Vorreiter-Rolle, die Deutschland in
der EU bei der CO2-Minderung
eingenommen hat und auch weiter
einnehmen will, ist für unsere
Volkswirtschaft und unsere siche-
re Energie- und Stromversorgung
nur verkraftbar, wenn wir CO2-
Einsparungen ohne energiewirt-
schaftliche Strukturbrüche, Wett-
bewerbsverzerrungen und hohe
volkswirtschaftliche Kosten errei-
chen. Bislang gehörte die Energie-
wirtschaft immer zu den großen
Investoren, die mit ihren Aufträ-
gen für eine gute Beschäftigungs-
lage in den verschiedensten
Branchen sorgte.
 
Wenn aber in diesem Land nicht
mehr sicher investiert werden
kann, weil die energiepolitischen
Rahmenbedingungen problema-
tisch sind, ist ein Exodus ganzer
Branchen eine ernst zu nehmende
Gefahr – von drohender Deindus-
trialisierung Deutschlands ist die
Rede. Doch nur ein breit aufge-
stellter Energiemix in der deut-
schen Stromversorgung mit einem
substanziellen Anteil heimischer
Steinkohle gewährleistet bei
enger werdenden Rohstoffmärkten
auch künftig die für das Industrie-
land Deutschland unverzichtbare
Versorgungssicherheit.

Energie- und Rohstoff-
konzept

Rohstoffknappheit, ihre spürbaren
Auswirkungen auf die Industrie
und den Mittelstand, die Erkennt-
nis, dass die Kohle wieder ein
unverzichtbarer strategischer Roh-
stoff geworden ist – das ist die
neue Ausgangslage zum Ende des
Jahres 2004. Von Schwarzmalerei
ist in Bezug auf eine sichere Roh-
stoff- und Energieversorgung nicht
mehr die Rede, zu ernüchternd ist
die neue Realität. Nun wird über
Wege aus der Krise diskutiert. Die
Sicherung und Nutzung heimischer
Rohstoffe spielt dabei eine
wesentliche Rolle.  
 
Breite Aufmerksamkeit in der Öf-
fentlichkeit wie in der Wirtschaft
und Politik findet die Rohstoff-
kampagne der RAG Aktiengesell-
schaft gemeinsam mit dem Wirt-
schaftsverband Stahl- und Metall-
verarbeitung WSM. Intensiv dis-
kutiert wird die Idee, eine neue
Kokskohlenzeche im östlichen
Ruhr-Revier zu öffnen; ebenso wie
der konkrete RAG-Plan, die Koke-
rei Prosper gemeinsam mit Part-
nern aus der Stahlindustrie zu er-
weitern, um die deutsche Koks-
erzeugungskapazität wieder zu
erhöhen.
 
Werner Müller, RAG-Vorstands-
chef und GVSt-Präsident: „Wer
jetzt nicht konstruktiv mit nach
Lösungen der Probleme sucht,
schadet dem Industriestandort
Deutschland und gefährdet zehn-
tausende Arbeitsplätze. Eine sta-
bile und verlässliche Rohstoffver-

sorgung unserer Industrie, gerade
auch mit heimischen Ressourcen,
ist Garant für Wirtschaftswachs-
tum und die Absicherung der Zu-
kunft unserer Industrie vor den
Risiken extremer Preisaus-
schläge.“
 
Um diese Diskussion auf eine
breite Basis zu stellen, soll im
Frühjahr des kommenden Jahres
ein Rohstoff-Kongress veranstal-
tet werden. NRW-Ministerpräsi-
dent Peer Steinbrück griff einen
entsprechenden Vorschlag von
RAG und WSM auf. WSM-Präsi-
dent Jürgen R. Thumann, künftiger
neuer BDI-Präsident: „Wir benöti-
gen dringend eine tiefgreifende
und ehrliche Analyse der Situati-
on.“ Steinbrück sprach sich ent-
schieden für eine bundesweite
Rohstoff-Konferenz aus: „Wir
müssen angesichts der dramatisch
gestiegenen Rohstoffpreise un-
sere nationale Strategie ändern
und unabhängiger von den
Schwankungen auf den Rohstoff-
märkten werden.“
 
Werner Müller begrüßt den Vor-
schlag Steinbrücks: „Der Indus-
triestandort Deutschland hat nur
Zukunft, wenn die Rohstoff- und
Energieversorgung auch in Zeiten
extremer Turbulenzen auf den
Weltmärkten gewährleistet ist.“
Die Steinbrück-Initiative für einen
bundesweiten Rohstoff-Gipfel sei
ein wichtiger erster Schritt auf
dem Weg zu einem nationalen
Rohstoff- und Energieprogramm.

Sichere Energie: wichtiger denn je
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Energiesicherheit – eine globale Herausforderung

Deutschlands Abhängigkeit von
den Weltmärkten für Energie wird
immer größer. Inzwischen beruhen
fast zwei Drittel unserer Primär-
energieversorgung auf Importen.
Die Energiediskussion in Deutsch-
land hat die globalen Zusammen-
hänge und die geopolitischen
Aspekte lange Zeit ausgeblendet.

Erst allmählich entfachen die
anhaltend hohen Ölpreise und die
ihnen folgenden Gaspreise eine
Grundsatzdebatte über die Ener-
giezukunft. Dabei sind die akuten
Auslöser der neuen Ölkrisen-
debatte eher kurzlebiger Natur.

Die internationale Nachfrage am
Ölmarkt war durch die globale
Konjunkturerholung und das über-
raschend starke Nachfragewachs-
tum in Asien schneller gestiegen
als erwartet und dies in einer
Situation weitgehend ausge-
schöpfter Ölförderkapazitäten und
geringer Lagervorräte. Die aktuel-
len Preisturbulenzen wurden durch
Spekulation und politisch-psycho-
logische Faktoren wie die Terror-
angst und die instabile Lage im
Nahen Osten noch verstärkt.

Langfristig bedeutsamer ist indes-
sen die grundsätzliche Problematik
der Konzentration der globalen

Geopolitische Risiken der Energieversorgung

Entwicklung der
Rohölpreise seit
1998

Mineralölvorräte und eines
beträchtlichen Teils der Erdgas-
vorräte auf die so genannte
strategische Energieellipse vom
Persischen Golf und dem Mittleren
Osten bis zum Kaspischen Meer.
Die geopolitischen Risiken dieser
von Krisen geschüttelten Region
bestehen fort, ebenso die Nach-
kriegsunruhen und politischen
Verwicklungen im Irak mit den
Auswirkungen des Terrorismus,
der inzwischen auch die arabi-
schen Länder selbst und speziell
deren Ölfördereinrichtungen zum
Ziel seiner Anschläge gemacht
hat.
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Ölfelder ist erheblich kleiner
geworden und die Neufunde
gleichen den Verbrauchszuwachs
nicht mehr aus.

Deshalb steht nach Ansicht von
Experten zwar nicht das Ende der
Reserven, aber das weltweite
Produktionsmaximum schon in

naher Zukunft bevor.
Dann wären die aktuel-
len Turbulenzen bereits
Ausdruck einer struktu-
rellen Trendwende, die
auf anhaltend hohe und

noch steigende Ölpreise sowie auf
bald zunehmende Engpässe oder
verstärkte anderweitige An-

Zwar ist klar, dass sich diese
statische Reichweite gerade bei
steigenden Ölpreisen durch neue
Funde, technischen Fortschritt und
Erschließung unkonventioneller
Vorkommen „dynamisieren“ wird.
Unterdessen wächst aber auch der
globale Verbrauch weiter und dies
aufgrund der wenig preiselasti-
schen Ölnachfrage selbst
bei steigenden Preisen
nur schwach gebremst.
Zugleich wird vermutet,
dass der größte Teil der
gewinnbaren globalen
Rohölreserven längst entdeckt
worden ist. Denn schon seit
einigen Jahrzehnten wird tenden-
ziell immer weniger Öl gefunden,
die Größe der neu erschlossenen

Vor diesem Hintergrund sind die
Ölpreisentwicklung und die inter-
national verfügbaren Ölmengen
in 2004 von Finanzanalysten als
„größtes Risiko der Weltwirt-
schaft“ angesehen worden.
Szenarien mit einem Rohölpreis
von 100 $ je Barrel werden dabei
nicht ausgeschlossen.

Im Kern werden durch die „Öl-
preis-Rallye“ in 2004 aber andere,
tiefer gehende Fragen aufgewor-
fen: Neben der Frage der Verfüg-
barkeit auch die nach der Endlich-
keit der kostengünstigen Ölreser-
ven.

Diese Fragen stellen sich erst
recht nach Korrekturen internatio-
nal führender Ölfirmen, die ihre
früheren Reservenangaben über-
höht ausgewiesen hatten. Statt
rund 60 Jahre ist die so genannte
statische Reichweite der bekann-
ten konventionellen Mineralöl-
reserven möglicherweise noch
weitaus geringer.

Ölproduktion
bald rückläufig

Weltrohöl-
förderung
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Energiesicherheit – eine globale Herausforderung

Technologien anderer fossiler
Brennstoffe wie insbesondere der
Kohle liegen.

Die Kohle ist nicht nur ein lang-
fristig verfügbarer Energieträger
für die Stromerzeugung, sondern
auch ein unverzichtbarer Rohstoff
für die Stahlindustrie und für
andere energetische oder industri-
elle Nutzungen. Für die Umwand-
lung von Kohle in Benzin oder auch

passungsreaktionen schließen
lässt. Das Öl geht uns zwar nicht
aus, doch die Zeit des billigen Öls
scheint passé, wie auch die Bun-
desanstalt für Geowissenschaften
und Rohstoffe (BGR) annimmt.
Gleichzeitig bekäme die politische
Verfügungsmacht über die noch
vorhandenen Reserven ein zusätz-
liches Gewicht, was auch einen
wesentlichen Teil der aktuellen
Konflikte, Krisen und Kriege in
wichtigen Ölförder- und -transit-
regionen erklären könnte.

Unabhängig vom genauen Zeit-
punkt dieser Trendwende auf dem
Weltölmarkt muss die deutsche
und europäische Energiepolitik
dringend Antworten auf diese
Herausforderungen geben, die tief
greifende Konsequenzen über das
Energiesystem hinaus für das
gesamte Wirtschaftssystem haben
werden.

Die Lösung kann nicht in Energie-
einsparung und dem Ausbau der
regenerativen Energien alleine
liegen, sondern in einem vielfälti-
gen Mix verfügbarer Energieträger
und neuer Technologien. Als Alter-
native zum konventionellen Öl wird
die Zukunft der Energieversorgung
in einem Bündel von Maßnahmen
zur zunehmenden Effizienzverbes-
serung bei der Energienutzung
generell, der Erkundung und Er-
schließung neuer und auch unkon-
ventioneller Ölquellen, einer ver-
stärkten Ölsubstitution durch Erd-
gas, der langfristigen Entwicklung
und Nutzung wirtschaftlich trag-
barer regenerativer Energien und
umweltpolitisch verbesserten

Globaler Energiehunger wächst
Die globale Energieversorgung
wird zu fast 40% vom Öl und zu je
knapp 25% von der Kohle und vom

Gas getragen. Dieser Anteil
fossiler Energien dürfte in den
nächsten drei Jahrzehnten auch

in Wasserstoff gibt es technisch
ausgereifte Verfahren.

In den USA gilt die vielseitige und
verlässliche Kohle ohnehin wieder
als „fuel of choice“ für künftige
Energieinvestitionen. Zukunfts-
energie könnte sie auch für
Deutschland sein, wo Prognosen
ohnehin eine Steigerung des heu-
tigen Anteils an der Stromerzeu-
gung erwarten.

Zukunft der
Energiever-
sorgung liegt
im Energiemix
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Energieverbrauch
im Vergleich zur
Weltbevölkerung

bei deutlichem Zuwachs des
Energieverbrauchs kaum abneh-
men. Denn die anderen Energie-
träger stoßen an enge Grenzen.
Der Kernenergie mangelt es an
Akzeptanz und einer Lösung der
Entsorgungsprobleme. Die erneu-
erbaren Energien spielen bislang
nur eine additive Rolle. Sie
bedürfen vielfach noch lange der
Entwicklung zur Marktfähigkeit
und großer technologischer Fort-
schritte. Die vor allem in Deutsch-
land in sie schon für die nächsten
Jahrzehnte gesetzten großen
Erwartungen erscheinen weit
überzogen. Weil die gesamtwirt-
schaftlichen Kosten auf Sicht noch
viel zu hoch sind, fordert inzwi-
schen etwa Professor Carl Christi-
an von Weizsäcker, langjähriger
Direktor des Energiewirtschaft-
lichen Instituts der Universität
Köln, von dem „sehr teuren

Heiligenschein“ der erneuerbaren
Energien Abstand zu nehmen.
Zwar werde ihre Nutzung weltweit
zunehmen, wo immer das sinnvoll
ist, doch ein Ausbau erneuerbarer
Energien auf breiter Front sei
vorerst nicht tragbar.

Energie ist und bleibt ein Schlüs-
sel zur Überwindung von Armut.
Erst der Zugang zu Energie
ermöglicht produktive
Tätigkeit und die nach-
haltige Sicherung der
Grundbedürfnisse. Die
Entwicklung der Energie-
versorgung ist daher von
den Vereinten Nationen,
der Weltbank und dem
Internationalen Währungsfonds in
die „Millennium Development
Goals“ aufgenommen worden. In
den nächsten 25 Jahren rechnen
die UN mit einem Anstieg der
Weltbevölkerung von heute 6,8
Milliarden auf über 8 Milliarden
Menschen. Ohne zusätzliche
Anstrengungen zur Energiebereit-
stellung werden nach Prognosen
der Internationalen Energie Agen-
tur (IEA) in ihrer aktuellen Studie
„Energy and Poverty“ dann noch
immer über eine Milliarde Men-
schen ohne Zugang zu kommerziel-
ler Energie sein. Vor diesem Hin-
tergrund fordert der World Energy
Council (WEC), alle verfügbaren
Energieoptionen offen zu halten
und weiterzuentwickeln. Energie-
armut würde sonst neben Wasser-
knappheit und Epidemien zu einem
der größten Menschheits-
probleme.

Der UN-Bevölkerungsfonds
erwartet den größten Bevölke-
rungszuwachs in urbanen Zentren
und einen anhaltenden Trend zu
Megastädten. Dies gilt im Beson-
deren für die Schwellenländer
Süd- und Südostasiens sowie
Lateinamerikas, die den größten
Energiehunger entfalten. Dort
bedeutet die Versorgung mit
wettbewerbsfähiger und sicherer

Energie einen wesentli-
chen Standortfaktor im
globalen Wettbewerb um
Investitionsmittel. Für
die Schwellenländer ist
eine sichere und schnell
wachsende Rohstoff- und
Energieversorgung die

Voraussetzung für einen erfolgrei-
chen wirtschaftlichen Aufholpro-
zess und schafft dort Arbeit und
Wohlstand.

Das bedeutet zugleich die zuneh-
mende Inanspruchnahme des am
Weltmarkt verfügbaren Rohstoff-
und Energieangebots, unter
Umständen auch zulasten des
Bedarfs bzw. der Importnachfrage
anderer Länder. Die Industrielän-
der können sich keineswegs
darauf verlassen, aufgrund ihrer
heutigen wirtschaftlichen Überle-
genheit die verschärfte Nach-
fragekonkurrenz dauerhaft zu ihren
Gunsten entscheiden zu können.
Studien etwa von Goldman Sachs
sagen voraus, dass die vier „BRICs
economies“ – d. h. die Volkswirt-
schaften Brasiliens, Russlands,
Indiens und Chinas – den heute
führenden Industrieländern in
weniger als 40 Jahren in der
Wirtschaftskraft den Rang
ablaufen werden.

Energie –
Schlüssel zur
Überwindung
von Armut

„Teurer Heili-
genschein
erneuerbarer
Energien“
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Energiesicherheit – eine globale Herausforderung

Eine kostengünstige Versorgung
der wachsenden Weltbevölkerung
mit Energie erfordert in jedem Fall
den Auf- und Ausbau entsprechen-
der Netze und auch künftig den
Bau großer Kraftwerke unter
Nutzung der Economies of Scale.
Fossile Großkraftwerke, insbeson-
dere auf Basis der relativ kosten-

Weltkohlemarkt – keineswegs risikofrei

günstigen und in vielen Ländern
verfügbaren Kohle, sind deshalb
bis auf weiteres die erste Wahl
für eine Vielzahl der Entwicklungs-
und Schwellenländer. Die Kohle
dürfte daher ihren globalen Anteil
speziell an der Stromversorgung
von rund 38% halten und Energie-
träger Nr. 1 bleiben.

Die Kohlenvorkommen der Welt
sind im Gegensatz zu den Öl- und
Gasvorräten regional relativ breit
gestreut. Doch dies besagt noch
nichts über das internationale
Angebot und dessen Verfügbar-

keit. Denn tatsächlich werden nur
rund 15% der Weltproduktion
international gehandelt. Den Prog-
nosen nach wird dieser Anteil eher
noch zurückgehen. Das bedeutet
umgekehrt, dass 85% der Welt-

produktion und damit der aufge-
schlossenen Reserven von den
Förderländern selbst genutzt
werden und im globalen Maßstab
gesehen nur eine Restgröße in
den Export geht. Tatsächlich gibt
es nur relativ wenige Länder, die
erheblich mehr Kohle produzieren
als sie selbst verbrauchen und
deshalb als Nettoexporteur am
Weltkohlemarkt auftreten können.

Im Hinblick auf die langfristige
geopolitische Entwicklung ist
außerdem zu bedenken, dass sich
der größte Teil der Weltproduktion
und -reserven an Kohle, mehr als
60%, in der Verfügung der aktuel-
len und voraussichtlich künftigen
globalen Großmächte des 21.
Jahrhunderts befindet – in den
USA, in China, Indien und Russ-
land. Große Kohlenreserven inner-
halb der EU gibt es dagegen nur in
Deutschland und Polen.

Gleichzeitig ist die Konzentration
des tatsächlichen Exportangebots
am Weltkohlemarkt relativ hoch
und sie wird weiter zunehmen. Bei
einigen der Hauptexportländer am
internationalen Kohlemarkt, wie
Südafrika, Kolumbien oder Indo-
nesien, gibt es zudem beachtliche
Länderrisiken.

Besonders deutlich wird die hohe
Angebotskonzentration bei
Betrachtung einzelner Marktseg-
mente: So stammt das Weltmarkt-
angebot an Kokskohle zu zwei
Dritteln aus Australien, der
Weltkoksexport zu mehr als der
Hälfte allein aus China.

Kohle im
Energiemix
unverzichtbar
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Die zunehmende Angebotskon-
zentration des Weltkohlemarktes
auf Länderebene geht einher mit
einer erheblichen Zunahme auch
der Unternehmenskonzentration.
Inzwischen wird ein Drittel der
Exportproduktion und fast die
Hälfte aller weltweiten Ausbau-
projekte von den vier Unterneh-
men der RBXA-Gruppe (das sind
die vier global tätigen Rohstoff-
konzerne Rio Tinto, BHP Billiton,
XStrata/Glencore und Anglo Ame-
rican) kontrolliert, im Branchen-
jargon auch als „Big Four“ be-

kannt. Diese Unternehmen haben
eine marktbeherrschende Stellung
u. a. in der Exportproduktion
Südafrikas und Kolumbiens und
sind bereits wiederholt in Kartell-
verdacht geraten. Bei deutschen
Kohlenverbrauchern ist schon im
Vorjahr das Wort von der „Kohle-
OPEC“ gefallen und ein „wachsen-
des Unbehagen“ über die immer
größere Marktmacht der Big Four
konstatiert worden.

Um das auf dem internationalen
Markt verfügbare Angebot müssen
alle die Länder konkurrieren, die
keine oder keine ausreichenden
eigenen Kohlenreserven besitzen
oder diese aufgegeben haben.
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Energiesicherheit – eine globale Herausforderung

Weltvorräte
an Kohle

Daraus resultiert mit hoher Wahr-
scheinlichkeit in Zukunft eine
verschärfte Konkurrenz auf der
Nachfrageseite. Die
internationale Kokskrise
durch den Nachfragesog
aus China hat beispiel-
haft deutlich gemacht,
wie schnell Engpässe
und exorbitante Preis-
sprünge entstehen
können. Ähnliche Entwicklungen
bei der Kraftwerkskohle sind nicht
auszuschließen, zumal sich auch
hier die internationalen Handels-
ströme zunehmend in Richtung
Asien entwickeln und längerfristig
auch in andere globale Wachs-
tumszentren verlagern werden.

Eine Analyse des Forschungsinsti-
tuts der Deutschen Gesellschaft
für Auswärtige Politik (DGAP) ist
im Sommer 2004 zu dem Schluss
gekommen, dass „die Annahme,
der internationale Kohlenimport
sei unproblematisch, zunehmend

fragwürdig geworden ist und auch
hier die internationalen strategi-
schen Trends übersieht“. Die

Option auf die heimische
Steinkohle sollte deswe-
gen unbedingt offen
gehalten werden. Genau
die gleiche Schlussfolge-
rung hatte bereits 1990
die von der damaligen
Bundesregierung ein-

gesetzte Kohle-Kommission unter
Leitung von Professor Paul Mikat
gezogen: Sie hatte vor den in einer
hohen Importabhängigkeit der
Energieversorgung angelegten
immanenten Liefer- und Preis-
risiken gewarnt und empfohlen,
den heimischen Steinkohlenberg-
bau instand zu setzen, um „gegen
die Risiken des Weltmarktes als
Option zu dienen“.

Aus deutscher Sicht wäre es
deshalb unter dem Gesichtspunkt
der Versorgungssicherheit und der
energiepolitischen Zukunftsvor-
sorge töricht, die eigene Stein-
kohlebasis preiszugeben und auf
Dauer nicht wenigstens einen

Sockelbergbau zu erhalten, um
gegebenenfalls auf eine struktu-
relle Änderung der Weltmarkt-
verhältnisse wieder mit einer
Ausweitung der Förderung aus der
heimischen Lagerstätte reagieren
zu können. Das setzt jedoch eine
vorausschauende, strategisch
angelegte Kohlepolitik voraus, die
in ein nationales Konzept zur
Energie- und Rohstoffpolitik
integriert wird.

Option heimi-
sche Stein-
kohle offen
halten
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Externe Energieabhängigkeit –  Achillesferse der europäischen Wirtschaft

Seit dem 1. Mai 2004 ist der euro-
päische Integrationsprozess durch
die Erweiterung zur EU-25 in eine
neue Phase getreten. Das betrifft
auch die Energieversorgung. Be-
reits vor der Erweiterung um die
zehn Beitrittsländer Polen, Tsche-
chien, Ungarn, Slowakei, Slowe-
nien, Litauen, Lettland, Estland,
Zypern und Malta war die EU die
zweitgrößte Energieverbrauchs-
region der Welt und die weltweit
größte Energieimportregion.

Durch die Erweiterung hat sich die
Abhängigkeit von Energieimporten
aus dritten Ländern zwar im
Gesamtdurchschnitt vorüberge-
hend auf knapp 50% leicht redu-
ziert. Doch bei den gegenwärtigen
energiewirtschaftlichen Trends
sowie der absehbaren Erschöpfung
der EU-eigenen Mineralöl- und
Erdgasvorräte in der Nordsee wird
die Abhängigkeit von externen

Energielieferungen schon in naher
Zukunft deutlich zunehmen: beim
Mineralöl auf rund 90%, beim Erd-
gas auf über 80%.

In Europa stehen langfristig nur
die Kohlevorkommen als eigene
Energieressourcen zur Verfügung,
auch wenn die Prognosen hier
ebenfalls ein weiteres Vordringen
der Drittlandsimporte voraussa-
gen. Als weitere Energiequellen
kommen erst allmählich die rege-
nerativen Energien hinzu, in eini-
gen Mitgliedstaaten wird weiter-
hin auch die Kernenergie genutzt.

Die Europäische Kommission weist
schon seit einigen Jahren, so
explizit in ihrem Grünbuch zur
Energieversorgungssicherheit von
Ende 2000, mit Sorge auf die
große Abhängigkeit der europäi-
schen Energieversorgung von
Drittlandsimporten hin. Diese hohe
und wachsende Abhängigkeit sei
wegen der damit verbundenen
physischen, wirtschaftlichen, öko-
logischen und auch sozialen Risi-
ken als „strukturelle Schwäche“
oder „Achillesferse“ der europäi-
schen Wirtschaft zu sehen.

Neue Phase der Integration
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Die Kommission empfiehlt zur
Gegensteuerung verstärktes Ener-
giesparen, die Vertiefung des
Energiebinnenmarktes, neue euro-
päische Krisenmechanismen, einen
intensivierten gemeinschaftlichen
Dialog mit den Produzentenlän-
dern sowie europaweit einen
möglichst breit diversifizierten Mix
der Energieträger. Für erforderlich
hält sie dabei eine forcierte
Forschung und Entwicklung sowie
angemessene Investitionen in
neue Technologien wie beispiels-
weise „Clean Coal“ und CO2-
Abscheidung.

Doch nicht nur energie- und tech-
nologiepolitische Maßnahmen
müssen zur Sicherung der europäi-
schen Energieversorgung in Be-
tracht gezogen werden. Eine von
der Europäischen Kommission
beauftragte, Anfang 2004 veröf-
fentlichte Studie des niederländi-
schen Clingendael-Instituts über
„Energy Supply Security and
Geopolitics“ empfiehlt aufgrund
der diesbezüglich „vitalen Interes-
sen“ der EU eine engere Verknüp-
fung der Energiepolitik mit den
gemeinsamen außen-, handels-
und auch sicherheitspolitischen
Instrumenten. In Anbetracht der
gerade in den letzten Jahren
deutlich gewordenen geopoliti-
schen Unwägbarkeiten sowie der
möglichen Instabilitäten in wich-
tigen Lieferregionen dürfe die
Energiepolitik in Europa nicht
mehr nur Binnenmarktfragen und
Umweltaspekte fokussieren. Die
geopolitischen Zusammenhänge
gerade im Energiebereich müssten

erfasst, ein Inventar sämtlicher zur
Verfügung stehender energie-
sicherheitspolitischer Maßnahmen
erstellt und ein definiertes Min-
destniveau an Energiesicherheit,
z. B. durch Vorhaltung „strategi-
scher Reserven“ einschließlich der
Zugriffsmöglichkeit auf eigene
Vorkommen, angestrebt werden.

Wegen der hohen Bedeutung der
Energiesicherheit sollen nach dem
Ergebnis der Clingendael-Studie
instrumentell alle Register gezo-
gen werden. Neben Maßnahmen
zum Krisenmanagement
seien im Rahmen einer
Energiesicherungspolitik
auch Instrumente zur
„Prävention“ (u. a. durch
aktive Diversifizierung),
„Eindämmung“ von Risi-
ken (u. a. durch Subven-
tionierung oder Besteue-
rung bestimmter Energieangebote)
und sogar „Abschreckung“ (etwa
durch Bildung strategischer Alli-
anzen mit anderen Akteuren auf
den Weltmärkten) erforderlich.

Die EU-Kommission sieht Probleme
für die Energiesicherheit unterdes-
sen nicht nur durch externe Ein-
flussfaktoren, sondern auch durch
den internen Liberalisierungs- und
Deregulierungsprozess auf den
europäischen Energiemärkten.
Befürchtet wird, dass durch den
verschärften Wettbewerb nicht
nur die Kosten gesenkt und Inno-
vationen vorangetrieben werden,
sondern auch für die Gesamt-
versorgung notwendige Investitio-
nen und Sicherungsvorkehrungen
unterbleiben könnten.

Die große Energiekrise in
Kalifornien im Jahr 2000
sowie die „Blackouts“ in
Nordamerika und Teilen
Europas im Vorjahr seien
ein mahnendes Beispiel
gewesen. Deshalb hat
die Kommission schon

Ende 2003 ein „Energiepaket“ vor-
gelegt, das flankierend zur

EU will Versor-
gungsqualität
auf höchstem
Niveau
herstellen

Große Stromausfälle im Jahr 2003
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Externe Energieabhängigkeit – Achillesferse der europäischen Wirtschaft

vollständigen Marktöffnung bei
der leitungsgebundenen Energie-
versorgung durch regulatorische
Maßnahmen die Sicherheit der
Strom- und Erdgasversorgung ver-
bessern und „Versorgungsqualität
auf höchstem Niveau“ herstellen
soll. Die Debatte darüber hält noch
immer an.

Bislang konnte sich der Rat in
2004 lediglich auf eine neue
Richtlinie über Maßnahmen zur
Gewährleistung einer sicheren
Erdgasversorgung verständigen,
mit der die Verantwortung weit-
gehend den Mitgliedstaaten über-
lassen bleibt. Ein dreistufiger
Krisenmechanismus sieht Inter-
ventionen auf Gemeinschafts-
ebene erst vor, wenn eigene Maß-
nahmen zur Krisenbewältigung
durch die Industrie und auf natio-
naler Ebene nicht greifen.

Davon unberührt bleibt in jedem
Fall das europaweite Problem der
zunehmenden Abhängigkeit der
Erdgasversorgung vor allem von
Russland. Die EU-eigene Erdgas-
förderung geht zur Neige und auch
die norwegischen Quellen werden
den prognostizierten starken Zu-
wachs des europäischen Erdgas-
bedarfs nur begrenzt decken kön-
nen. Bereits in 2002 wurden 64%
aller westeuropäischen Erdgas-
importe aus Russland bezogen,
und zwar weitgehend über einige
wenige zentrale Pipelines.

Sicherheitsexperten der Stiftung
Wissenschaft und Politik haben in
verschiedenen Beiträgen auf die
damit verbundene Problematik
aufmerksam gemacht. Durch die
starre Infrastruktur und die Kon-
zentration auf wenige Lieferanten,
unter denen Russland eine domi-
nante Stellung hat und längerfri-
stig sogar eine monopolistische
Position erlangen könnte, droht
der EU in der Erdgasversorgung
eine noch viel größere Abhängig-
keit und Risikoposition als beim
Mineralöl. Auch die „Energiepart-
nerschaft“ zwischen der EU und
Russland beseitigt nicht die damit
verbundene Schieflage. Hinzu
kommt, dass Russland Absatzmärk-
te für sein Erdgas nicht nur in der

EU, sondern auch in China, Japan,
Korea und sogar den USA findet,
was zu einer Stärkung der An-
bieterposition Russlands durch
stark steigende Nachfragekonkur-
renz führen wird. Dringend not-
wendig sei deshalb für die EU eine
gezielte und weitaus stärkere
Diversifizierung seiner Erdgas-
lieferquellen und seiner Energie-
trägerstruktur. Allerdings be-
schränken sich die langfristigen
Alternativen für russische Erdgas-
bezüge zum größten Teil auf die
OPEC-Länder Afrikas und des
Mittleren Ostens.

Droht eine
Gas-OPEC?
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Bedeutung der Kohle wächst

Zu den zentralen Säulen der Ener-
gieversorgung Europas gehört
auch zukünftig die Kohle, die durch
die Erweiterung erheblich an
Gewicht gewonnen hat. Die Stein-
und Braunkohlenförderung der
zehn Beitrittsländer ist in etwa
genauso groß wie die der EU-15.
In Polen basiert die Stromerzeu-
gung zu fast 90% auf Kohle, in
Tschechien zu über 60%. Aber
auch in den bisherigen EU-Ländern
gibt es bedeutende Kohlever-
stromer wie z. B. Griechenland
und Dänemark mit über 60% und
Deutschland mit über 50%.

Projektionen der Europäischen
Kommission zufolge wird der
Kohleanteil an der Stromerzeu-
gung in der EU zwar in den kom-
menden Jahren durch die Expansi-
on des Erdgaseinsatzes zurückge-
drängt und erst ab 2010 wieder
steigen. Ob es nach dem jüngsten
Öl- und Gaspreissprung bis dahin
überhaupt zu einem zwischenzeit-
lichen Abschwung kommt, muss
aus heutiger Sicht allerdings
bezweifelt werden.
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Externe Energieabhängigkeit – Achillesferse der europäischen Wirtschaft

Auch das jüngste Strategiepapier
der für Energiefragen zuständigen
Generaldirektion der Europäischen
Kommission zu den Mittelfrist-
perspektiven des Elektrizitäts-
binnenmarkts vom Frühjahr 2004
weist den Kohlekraftwerken in der
erweiterten EU eine große Bedeu-
tung für die Stromversorgung zu.
Zwar hänge die weitere Entwick-
lung von den Preisrelationen und
dem Einfluss der Klimapolitik in
Europa, speziell von den Auswir-
kungen des Emissionshandels, ab.
Doch könne die Kohle durch neue
saubere und effiziente Nutzungs-
technologien diese Herausforde-
rungen bewältigen, zumal einige
Mitgliedstaaten zusätzliche ener-
giepolitische Maßnahmen ergrei-
fen wollen, um eine bestimmte
Diversifizierung ihrer Primärener-
giequellen sicherzustellen. Die

Binnenmarktrichtlinie Elektrizität
gebe ihnen dazu verschiedene
Möglichkeiten wie z. B. die 15%-

Vorrangquote für heimische Ener-
gieträger, die in der EU vor allem
für die heimische Kohle relevant
ist.

In ihrer energiepolitischen Bro-
schüre „Unsere Abhängigkeit in
den Griff bekommen“ hat die
Europäische Kommission bereits
vor längerem ausdrücklich die
Aufrechterhaltung des Zugangs zu
den Steinkohlenreserven der
Gemeinschaft empfohlen und dazu
auf die 15%-Vorrangquote der
Binnenmarktrichtlinie verwiesen.
Denn auch bei der Kohle wächst
die Drittlandsabhängigkeit der EU
immer mehr und sie konzentriert
sich immer stärker auf wenige
Lieferländer. Gut 75% der Kohlen-
einfuhren nach Westeuropa
stammen aus nur vier Lieferlän-
dern, bei Kokskohle und Koks ist
die Konzentration noch größer.

Rückbesinnung auf die heimische Kohle

Eine Rückbesinnung auf die hei-
mische Kohle ist aus europäischer
Perspektive schon deshalb ange-
bracht, weil durch die Erweiterung
zur EU-25 nicht nur das Gewicht
der Kohlenutzung, sondern auch
das der Kohlengewinnung merklich
gestiegen ist. In 13 der jetzt 25
Mitgliedstaaten der EU gibt es
eine eigene Steinkohlen- und/oder
Braunkohlenförderung.

Die Steinkohlenförderung der EU
ist allein durch den Beitritt Polens
mehr als verdoppelt worden. Nach
Polen sind Deutschland und Groß-
britannien die größten Steinkoh-

Steinkohlen-
förderung in
Europa 2003

lenproduzenten. Tschechien hat in
den letzten Jahren mehr Steinkoh-
le produziert als Spanien und
Frankreich, das seine nur noch
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Beihilfeziele gemäß
Artikel 1 der EG-Verord-
nung 1407/2002

„… Die Vorschriften tragen
Folgendem Rechnung:

• den mit der Umstrukturierung
des Steinkohlenbergbaus
verbundenen sozialen und
regionalen Aspekten;

• der – als Vorbeugungsmaßnah-
me – notwendigen Beibehal-
tung eines Mindestumfangs an
heimischer Steinkohlen-
produktion, damit der Zugang
zu den Vorkommen gewährleis-
tet ist.“

Vorsorgeaspekt durch Beibehal-
tung einer Mindestproduktion
heimischer Steinkohle Rechnung.

Auf dieser Basis sind die deut-
schen Steinkohlebeihilfen für 2004
vollständig EU-rechtlich genehmigt
worden. Auch die bis Ende 2005
laufende Anpassung bzw. Umstruk-
turierung im deutschen Steinkoh-
lenbergbau hat die Kommission im
Prinzip bereits anerkannt; die ab
2006 vorgesehenen Zugangs- und

geringe Förderung in 2004 einge-
stellt hat. Steinkohle wird zudem
in der Slowakei und Ungarn
gefördert. Gleiches gilt auch für
die Kandidatenländer Bulgarien
und Rumänien sowie die Türkei.

Da sich die geologischen Abbau-
bedingungen im Tiefbau auf Stein-
kohle europaweit gleichen und
sich die politischen wie volkswirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen
innerhalb der EU annähern wer-
den, bleiben Wettbewerbsfragen
einschließlich der Beihilfen-
gewährung nicht nur eine nationa-
le Aufgabe, sondern liegen im
gemeinsamen Interesse aller EU-
Mitgliedstaaten. Zunächst bis
2010 gilt für diese weiterhin die
Ratsverordnung 1407/2002/EG
über die Steinkohlebeihilfen. Die
Verordnung trägt in ihrer Zielset-
zung neben sozialen und regiona-
len Aspekten insbesondere dem

Stilllegungspläne sind bei ihr von
der Bundesregierung fristgerecht
im Juni 2004 für den Zeitraum bis
2010 notifiziert worden. Ab 2008
kann der Rat auf Basis eines
Monitoring-Berichts der Kommis-
sion Änderungen der geltenden
Bestimmungen beschließen, die
aber die festgelegten Ziele der
Verordnung beachten müssen.
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Energieversorgungssicherheit erhält Verfassungsrang

Inzwischen ist auch geklärt, dass
die kohlepolitischen Grundsatzent-
scheidungen weiterhin auf natio-
naler und nicht etwa auf Gemein-
schaftsebene zu treffen sind,
wobei allerdings der Beitrag zur
Energieversorgungssicherheit
künftig ein Gemeinschaftsziel mit
Verfassungsrang darstellt. Der
nach langwierigen Verhandlungen
vom Europäischen Konvent
entworfene und schließlich vom
Europäischen Rat endgültig ver-
einbarte, derzeit im Ratifizierungs-
prozess in allen Mitgliedstaaten
befindliche neue Europäische
Verfassungsvertrag sieht erstmals
in der Geschichte der EU ein

Energiekapitel vor. Gleichwohl
gehört der Energiebereich unver-
ändert zum Gebiet der „geteilten
Zuständigkeiten“.

Das Energiekapitel legt zwar
gemeinsame Energieziele fest, von
dem neuen Verfassungsziel aus-
drücklich unberührt bleibt aber das
Recht eines jeden Mitgliedstaates,
„die Bedingungen zur Nutzung
seiner Energieressourcen, seine
Wahl zwischen verschiedenen
Energiequellen und die allgemeine
Struktur seiner Energieversorgung
zu bestimmen“.

Unberührt bleiben soll zudem das
Recht jedes Mitgliedstaates, auch
unter Binnenmarktbedingungen
die grundlegenden Bestimmungen
zur Gewährleistung seiner Ener-
gieversorgung selbst festzulegen.
Europäische Rechtsakte im
Energiebereich, die überwiegend
steuerlicher Art sind, bedürfen
darüber hinaus der Einstimmigkeit.

Die Auslegung dieser neuen Ver-
tragsbestimmungen wird gewiss
noch diskutiert werden. Doch eine
Schlussfolgerung ist
ziemlich klar: Die Ener-
giesicherungspolitik
verbleibt weiter vorran-
gig im nationalen Auf-
gaben- und Verantwor-
tungsbereich. Ob und
unter welchen Bedingun-
gen speziell heimische Kohle
gefördert wird, obliegt somit auch
künftig der Entscheidungshoheit
der Mitgliedstaaten, die dabei

Absatz 1 des Energie-
kapitels im Europäischen
Verfassungsvertrag
(Artikel III-152)

„Die Energiepolitik der Union hat
im Rahmen der Verwirklichung
des Binnenmarktes und unter
Berücksichtigung der Erfordernis-
se der Erhaltung und Verbesse-
rung der Umwelt folgende Ziele:

• Sicherstellung des Funktio-
nierens des Energiemarktes,

• Gewährleistung der Energie-
versorgungssicherheit in der
Union und

• Förderung der Energieeffizienz
und von Energieeinsparungen
sowie Entwicklung neuer und
erneuerbarer Energiequellen.“

aber die gemeinsamen Energie-
ziele berücksichtigen müssen.
Europäische Gesetze oder Rah-
mengesetze, die beispielsweise
beihilferechtliche Rahmenbedin-
gungen festlegen, müssen aber –
auch das gehört zum Reformwerk
des Europäischen Verfassungs-
vertrags – künftig mit doppelt
qualifizierter Mehrheit erlassen
werden. Eine Mehrheit im Rat
(55% der Stimmen) muss einem

Bevölkerungsanteil von
mindestens 65% entspre-
chen. Eine Entscheidung
gegen erklärte deutsche
Interessen – Deutschland
allein repräsentiert 17%
der Unionsbevölkerung –
ist somit nur schwer und

vor allem schwerer als bisher
möglich. Das gilt auch im Kohle-
und Energiebereich.

Energie-
sicherheit
bleibt nationale
Aufgabe

Der EU-
Verfassungs-
konvent hat
seine Arbeit
abgeschlossen
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Rohstoff- und Energieversorgungssicherheit in Deutschland

Energie- und Steinkohlemarkt Deutschland

Deutschland, mit einem Verbrauch
von rund 490 Mio t Steinkohlen-
einheiten (SKE) der fünftgrößte
Energiemarkt der Welt, ist heute
zur Deckung seines Energiebedarfs
zu rund 60% auf Importenergien
angewiesen. Die eigene Energie-
basis Deutschlands beschränkt
sich dabei im Wesentlichen auf
Steinkohle und Braunkohle, deren
heimische Förderung zusammen
rund zwei Drittel der Primärener-
giegewinnung in Deutschland
ausmacht.

Der deutsche Steinkohlemarkt, der
in 2003 ein Volumen von rund 67
Mio t SKE hatte und damit der
größte in Westeuropa ist, wird
nach fast allen vorliegenden Prog-
nosen auch in den kommenden
Jahrzehnten einen Umfang von
etwa 60 bis 65 Mio t SKE aufwei-
sen. Die Steinkohle trägt damit
etwa 13% zur Deckung des deut-
schen Primärenergiebedarfes bei.
Dabei ist jedoch sektoral stark zu
differenzieren. Im Verkehrssektor
spielt die Steinkohle seit jeher nur
eine theoretische Rolle, obwohl
die Verfahren zur Kraftstoffgewin-
nung aus Kohle lange bekannt

Importabhängig-
keit Deutschlands
bei einzelnen
Energieträgern
(2002)

sind. Ihre früher große Bedeutung
im Wärmesektor hat die Steinkoh-
le heute praktisch bis auf einige
Fernwärmeeinrichtungen und
Kraft-Wärme-Kopplungs- (KWK)
Anlagen verloren, obwohl sie im
Wärmemarkt preislich inzwischen
wieder wettbewerbsfähig wäre.

Nach der rapiden Anpassung der
heimischen Steinkohlenförderung
in den vergangenen Jahren erfolgt
die Versorgung des deutschen
Steinkohlemarktes zurzeit noch zu
gut 40% aus heimischen Quellen.
Die Importsteinkohle hat mit der
Öffnung der Energiemärkte im
Zuge der Liberalisierung bereits
einen Anteil am deutschen Stein-
kohlemarkt von rund 60% gewon-
nen.

Nach der beschlossenen weiteren
Rückführung der Steinkohlen-
förderung auf einen Sockel von
16 Mio t im Jahr 2012 wird der
Anteil der Importsteinkohle an der
Marktversorgung weiter anstei-
gen. Mit einer Jahresförderung
von 26,4 Mio t SKE übertraf die
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heimische Steinkohle in 2003
allerdings noch immer deutlich
den Versorgungsbeitrag aller in-
ländischen erneuerbaren Energie-
quellen zusammen.

Die Steinkohleneinfuhren konzen-
trieren sich bereits heute zu fast
60% allein auf Polen, Südafrika
und Kolumbien.

Die deutsche Energiepolitik, die im
Rahmen der Sozialen Marktwirt-
schaft dem Gebot der Nachhaltig-
keit folgt, ist auf ein
Zieldreieck ausgerichtet:
Wirtschaftlichkeit, Ver-
sorgungssicherheit und
Umweltverträglichkeit.
Diese drei zentralen Ziele
sollen durch das Zusam-
menwirken der Markt-
und Wettbewerbskräfte
mit dem angemessenen
Einsatz energiepolitischer Instru-
mente in eine optimale Balance
gebracht werden. Ein Ausgleich
zwischen den energiepolitischen
Zielen lässt sich dabei am besten
durch einen Energiemix erreichen,
der alle Energieoptionen offen

hält, keine Erzeugungstechnik
ausschließt und heimische Ener-
giequellen im angemessenen
Umfang berücksichtigt.

Diese Ausgewogenheit scheint
indessen in den letzten Jahren
zunehmend gefährdet. Angetrie-
ben von gemeinsamen europäi-
schen Bemühungen um einen
Energiebinnenmarkt und die
Liberalisierung der Strom- und
Gasmärkte stehen kurzfristige
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen
im Vordergrund energiewirtschaft-
licher Entscheidungen. Überkapazi-
täten werden abgebaut und
Aspekte der Vorsorge treten in
den Hintergrund.

Die Politik verfolgt zudem vorran-
gig Umwelt- und Klimaziele mit
einer Vielzahl parallel und nicht
immer kohärent eingesetzter
Instrumente: Vom Kernenergieaus-
stieg über die Ökosteuer, das
Gesetz zur Modernisierung der

Kraft-Wärme-Kopplung
und erst jüngst das
novellierte Erneuerbare-
Energien-Gesetz und den
am 1. Januar 2005
beginnenden Emissions-
rechtehandel. Diese Maß-
nahmen haben indessen
auch zu einem Anstieg
der gesamtwirtschaftli-

chen Belastungen der Energiever-
sorgung geführt, die die Liberali-
sierungserfolge teilweise schon
wieder aufgezehrt haben.

Herkunft der
Steinkohlen-
einfuhren in
Deutschland Neue Nach-

denklichkeit
über Versor-
gungssicher-
heit auch in
Deutschland
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Rohstoff- und Energieversorgungssicherheit in Deutschland

Die Versorgungssicherheit, früher
ein Leitmotiv der deutschen Ener-
giepolitik, ist lange Zeit vernach-
lässigt worden oder schien zumin-
dest aus dem Bewusstsein von
Politik und Öffentlichkeit verdrängt
zu sein. Das gilt nicht nur für die
Energie-, sondern auch für die
Rohstoffversorgung insgesamt.
Die hohe Importabhängigkeit der
deutschen Energieversorgung
steigt weiter, Zukunftsvorsorge an
inländischen Standorten unter-
bleibt jedoch. Es gibt auch noch
immer kein neues Gesamtkonzept
oder Programm für die deutsche
Energiepolitik, obwohl dessen
Notwendigkeit bereits im Energie-
bericht des Bundeswirtschafts-

ministeriums von Ende 2001 klar
benannt worden ist.

Politik, Wirtschaft und Öffentlich-
keit wird durch die weltpolitischen
Veränderungen, die allgemeine
Globalisierung der Wirtschaft und
die speziellen Turbulenzen auf den
internationalen Energie- und Roh-
stoffmärkten aber zunehmend
bewusst, welche Abhängigkeiten
im Energie- und Rohstoffbereich
bereits bestehen. Preis- und
Lieferrisiken drohen nicht nur
durch Unwägbarkeiten und Macht-
positionen ausländischer Lieferan-
ten, sondern immer mehr auch
durch die verschärfte Nachfrage-
konkurrenz anderer Länder und

Absatzstruktur
deutscher
Steinkohle

Heimische Kohle sichert Stromversorgung

Deutschland verfügt heute vor
allem in der Stromerzeugung über
einen ausgewogenen Mix aus
Erzeugungstechnologien und
Einsatzbrennstoffen. Rund die
Hälfte des deutschen Stromver-
brauchs basiert auf Kohle, diese
teilen sich zu etwa gleichen Teilen
die Braunkohle und die Steinkohle.
Ein weiteres Drittel liefert die
Kernenergie, deren Beitrag aber
politisch gewollt sukzessive ein-
geschränkt wird. Politisch be-
schlossen ist auch der weitere
Ausbau der erneuerbaren Energien
in der Stromerzeugung. Ihr Anteil
soll bis 2010 verdoppelt und bis
2020 auf 20% gesteigert werden.

Verbraucher. Die Globalisierung
hat zur Folge, dass die Versor-
gungssituation in Deutschland
heute in hohem Maß abhängig ist
vom Wachstumstempo und dem
Rohstoffverbrauch anderer Märkte
vor allem in China und Südostasien.

Verbesserung
der Effizienz
durch opti-
mierte Kraft-
werkstechnik
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kohlekraftwerke stark ausgefah-
ren werden. Da auch die Versor-
gung mit importierter Kraftwerks-
kohle durch den niedrigen Wasser-
stand betroffen war, führte dies zu
einem erheblichen Anstieg der
Nachfrage nach deutscher Kraft-
werkskohle. Durch das zusätzliche
Angebot deutscher Steinkohle
konnten die Versorgungslage deut-
lich entspannt und eine Strom-
knappheit vermieden werden, die
unter Umständen erstmals auch zu
Blackouts in Deutschland geführt
hätte.

Auf eine sichere Versorgungs-
basis in der Stromerzeugung ist
Deutschland auch in Zukunft
angewiesen. Dabei steht aufgrund
der beschlossenen schrittweisen
Beendigung der Kernenergie-
nutzung und wegen der Alters-
struktur des konventionellen Kraft-
werksparks in Deutschland in den
kommenden 20 Jahren rund ein
Drittel der vorhandenen Kraft-
werksleistung zum Ersatz an.

Die Bedeutung einer sicheren Ver-
sorgungsbasis für die Stromerzeu-
gung wurde im Jahr 2003 beson-
ders deutlich. Bedingt durch den
heißen Sommer und die Trocken-
heit mussten in Europa einige
Kernkraftwerke zeitweise abge-
schaltet werden, die Erzeugung
aus Wasserkraft war stark beein-
trächtigt und die Windenergie
stand wochenlang überhaupt nicht
zur Verfügung. Zur Vermeidung
von Engpässen im Stromangebot
musste die Erzeugung der Stein-
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Mit der Entscheidung darüber,
welcher Energieträgermix dabei
zum Einsatz kommt, wird langfris-
tig über die Sicherheit, Wettbe-
werbsfähigkeit und Umweltver-
träglichkeit entschieden. Sorge
bereitet vor diesem Hintergrund
vor allem die zunehmend ideolo-
gisch geführte Debatte, die das
Ende des fossilen Zeitalters kom-
men sieht und die Wende hin zu
einer globalen Ära erneuerbarer
Energien einleiten will. In man-
chen „grünen“ Szenarien
zur deutschen Energie-
zukunft spielt die Nut-
zung der Kohle keine
Rolle mehr.

Dabei hat die Kohle un-
ter Abwägung aller As-
pekte einer nachhaltigen
Energieversorgung gute Aussich-
ten, auch künftig das Rückgrat der
Stromerzeugung in Deutschland zu
bilden. Ein stabiler Kohleanteil
muss dabei nicht zulasten der

Rohstoff- und Energieversorgungssicherheit in Deutschland

Kohle:
Rückgrat
der Strom-
erzeugung in
Deutschland

Klimavorsorge gehen. Ermöglicht
wird dies durch eine Moder-
nisierungsstrategie, die sich in
einer deutlichen Steigerung der
Wirkungsgrade bei der Stromer-
zeugung niederschlägt.

So sieht das Rheinisch-Westfäli-
sche Institut für Wirtschafts-
forschung (RWI) in einer Studie
zum „Energiemix der Zukunft“ für
den nordrhein-westfälischen Land-
tag berechtigte Gründe, dass auch

im Jahr 2020 die heutige
Größenordnung an Stein-
und Braunkohlekraft-
werkskapazität vorhan-
den sein wird – dies
ausdrücklich unter
Berücksichtigung der
regenerativen Energien
und des am 1. Januar

2005 beginnenden Handels mit
CO2-Emissionsrechten.

Mit dem Referenzkraftwerk NRW
hat die nordrhein-westfälische
Landesregierung die Entwicklung
eines Steinkohlekraftwerks mo-
dernster Prägung angestoßen, das
allen Anforderungen einer nach-
haltigen Energie- und Stromver-
sorgung entspricht. Das Referenz-
kraftwerk, das nach dem Willen
der Landesregierung noch vor dem
Jahr 2010 in Betrieb gehen soll,
wird einen Netto-Wirkungsgrad
von 46% erreichen.

Wissenschaftliche Begleitstudien
bestätigen dem Konzept des Refe-
renzkraftwerkes gute Perspektiven
für die Wirtschaftlichkeit und eine
hohe industriepolitische Bedeu-
tung für Nordrhein-Westfalen und
für Deutschland. Direkt und indi-
rekt würde der Bau eines Kraft-
werkes dieses Typs während der
Bauzeit rund 6 200 Arbeitsplätze
sichern. Würde der in den näch-
sten 15 Jahren in Deutschland
anstehende Ersatzbedarf im
Kraftwerksbereich durch Bau und
Betrieb von Anlagen nach dem
Muster des Referenzkraftwerkes
gedeckt, könnten in Deutschland
langfristig mehr als 17 000
Arbeitsplätze gesichert werden.
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und Koksmarkt abzeichnete. Wie
in Deutschland ist die Kokserzeu-
gung auch in Europa seit Jahren
rückläufig, während vor allem
China seine Kokserzeugung dras-
tisch ausgebaut hat. Der rasante
Mehrverbrauch Chinas hat auf
dem ohnehin begrenzten Koks-
kohle- und Koksmarkt beginnend
im Jahr 2003 massive Preissteige-
rungen verursacht, die dazu
geführt haben, dass Koks heute
für manches deutsche Unterneh-
men, so Presseberichte, „wertvoll
wie Goldstaub“ ist.

Während die westdeutsche Stahl-
industrie durch die Aufgabe des
Prinzips der Bedarfsdeckung bei
der Kokskohle vordergründig kaum
berührt wurde – sie zahlt nach wie
vor für Importkokskohle und deut-
sche Kokskohle den Weltmarkt-
preis –, liegt der internationale
Kokspreis derzeit weit über den
Erzeugungskosten in Kokereien am
Standort Deutschland. Das bedeu-
tet derzeit volkswirtschaftlich
einen Mehraufwand für Koksim-
porte, also den Verzehr inländi-
scher Wertschöpfung. Gleichzeitig
können durch die Koksverknappung
auf dem Weltmarkt in Deutschland
sowohl Stahlerzeugungs- wie auch
Weiterverarbeitungskapazitäten
nicht voll beschäftigt werden, mit
entsprechendem Verlust an Wert-
schöpfung und Beschäftigung.

Heimische Steinkohle – sichere
Rohstoffbasis für die Stahlerzeugung

Auf dem traditionell von zyklischen
Entwicklungen geprägten Stahl-
markt haben sich in den letzten
zehn Jahren dramatische struktu-
relle Veränderungen ergeben. Bis
Ende1998 basierte die Versorgung
der (west-) deutschen Stahlindus-
trie mit Steinkohlenprodukten
(Kokskohle, Steinkohlenkoks und
Einblaskohle) auf dem so genann-
ten Hüttenvertrag, der eine Voll-
versorgung mit heimischer Stein-
kohle und heimischem Steinkoh-
lenkoks gewährleistete.

Die Ablösung dieses Rahmenver-
trages durch bilaterale Verträge
hatte zur Folge, dass die eigene
Versorgungsbasis der deutschen
Stahlindustrie zunehmend aufge-
geben werden musste. Während
noch vor rund zehn Jahren fast

100% der Kohleversorgung der
Stahlindustrie auf heimischer
Basis erfolgte, werden heute nur
noch knapp 40% des Steinkohlen-
bedarfs der deutschen Stahlindus-
trie vom deutschen Steinkohlen-
bergbau gedeckt. Dieser musste
seit 1990 drei seiner noch vier
verbliebenen Kokereien, darunter
mit Kaiserstuhl eine der moderns-
ten Anlagen der Welt stilllegen
und zugleich im Zuge der ohnehin
rückläufigen Kohlehilfen auch
seine Kokskohlenförderung deut-
lich zurückfahren.

Diese Entwicklung trat ein, obwohl
sich seit vielen Jahren eine Zu-
spitzung der Versorgungslage auf
dem internationalen Kokskohle-

Dramatische
Verände-
rungen am
Stahlmarkt
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Volkswirtschaftlich betrachtet hat
sich die Kündigung des Hütten-
vertrages nicht ausgezahlt, wenn
man die gesamte Wertschöpfungs-
kette Bergbau, Kokereien, Rohei-
sen, Stahl, Weiterverarbeitung
betrachtet. Wer heute deutschen
Koks selber produzieren oder zu
festen Vertragspreisen beziehen
kann, ist in der besseren Position
als seine Wettbewerber. Alle
Unternehmen, die das nicht
können, weil der deutsche Stein-
kohlenbergbau erhebliche Teile
seiner Kokskohlen- und Kokspro-
duktion aufgeben musste, zahlen
heute drauf. Die Stilllegung von 10
Mio t deutscher Kokereikapazität
in den 90er Jahren war aus dieser
Sicht ein teurer Fehler.

Vor dem Hintergrund der funda-
mental veränderten Marktlage
wird derzeit auch eine „Wende“ in
der Rohstoffpolitik diskutiert, wie
sie die Wirtschaftsvereinigung
Stahl- und Metallverarbeitung
(WSM) und die RAG Aktiengesell-
schaft angeregt haben.
Dabei geht es um ein
„Mehr an Sicherheit“ für
die Rohstoffversorgung
der deutschen Stahlindus-
trie und die Stahlver-
arbeitung sowie die
damit verbundenen Arbeitsplätze;
allein in der überwiegend mittel-
ständischen Stahl- und Metallver-
arbeitung in Deutschland gibt es

Rohstoff- und Energieversorgungssicherheit in Deutschland

fast 500 000 Beschäftigte, deren
Arbeitsplätze unmittelbar durch
Engpässe in der Koksversorgung

bedroht werden könnten
und auf Versorgungs-
sicherheit angewiesen
sind.

Auch neue Kokskohlen-
zechen und Kokerei-

kapazitäten dürfen dabei kein Tabu
sein. Noch verfügt Deutschland
über viele Millionen Tonnen Koks-
kohle und das notwendige Know-
how zu deren Gewinnung und
Verarbeitung. Die RAG Aktienge-
sellschaft hat ihre Bereitschaft
zum Bau neuer Kokskohle- und

Kokskapazitäten bekundet, kann
das damit verbundene wirtschaft-
liche Risiko wegen seiner gesamt-
wirtschaftlichen Dimension aber
nicht alleine schultern. Eine solche
Risikoteilung bei Anfangsinves-
titionen hat nichts mit „Subven-
tionsmentalität“ zu tun. Auch in
der übrigen Wirtschaft sind solche
Kooperationen wie zum Beispiel
beim Airbus ein gebräuchliches
Instrumentarium, um langfristige
und kapitalintensive Investitions-
vorhaben abzusichern.

DSK-Kokerei
Prosper in
Bottrop

Vor einer
Wende in der
Rohstoffpolitik?
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Die deutsche Kohlepolitik war
viele Jahre von dem parteiüber-
greifenden Konsens getragen, die
deutsche Steinkohle als Teil des
Energiemixes langfristig zu erhal-
ten. Seit Anfang der 90er Jahre
erbringt der deutsche Steinkohlen-
bergbau seinen Beitrag zur Ener-
gieversorgungssicherheit im
Rahmen plafondierter und degres-
siv ausgestalteter Finanzplafonds.
Zunächst wurde die Kokskohle-
beihilfe für die Lieferungen an die
deutsche Stahlindustrie im Jahr
1989 auf mehrjährige Beihilfen-
plafonds umgestellt. Seit der
Beendigung des Ausgleichsfonds

zur Sicherung des Steinkohlenein-
satzes in der Elektrizitätsversor-
gung und der Ausgleichsabgabe
(„Kohlepfennig“) im Jahr 1995
unterliegen auch die Absatzhilfen
für die Lieferungen an die deut-
sche Kraftwirtschaft einem de-
gressiv ausgestalteten Plafond-
system.

Der derzeit geltende Beihilfen-
rahmen aus der kohlepolitischen
Vereinbarung 1997, der zum
Jahresende 2005 ausläuft, sah
eine annähernde Halbierung der
öffentlichen Finanzierungshilfen
für den Steinkohlenbergbau vor.

In der Folge der jährlichen Degres-
sion der Steinkohlehilfen wurden
seit 1997 acht Bergwerke stillge-
legt, die Steinkohlenförderung
wird 2005 mit 26 Mio t um über
40% niedriger als 1997 und die
Belegschaft mehr als halbiert sein.

Auf diesem verringerten Niveau
hat die kohlepolitische Vereinba-
rung von 1997 es ermöglicht, den
Zugang zu den heimischen Stein-
kohlenlagerstätten offen zu hal-
ten. Der personelle Anpassungs-
prozess konnte – flankiert durch
die öffentliche Hand – regional-
und sozialverträglich durchgeführt
werden.

Im Juli 2003 haben sich die Bun-
desregierung, das Land Nordrhein-
Westfalen, die Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie
sowie der RAG-Konzern auf eine
Anschlussregelung verständigt, die
eine weitere Absenkung der Stein-
kohlenförderung ab 2006 bis auf
16 Mio t im Jahr 2012 vorsieht.
Dies ist ein Mindestsockel, um
einen nennenswerten Beitrag zur
Versorgungssicherheit bei Strom
und Stahl zu leisten.

Kohlepolitik in Deutschland

Neue Finanzierungsregelung schafft Steinkohlesockel ab 2012
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Diese Entwicklung bedeutet
gegenüber der planmäßigen För-
derung von 26 Mio t in 2005 einen
weiteren Kapazitätsabbau von
rund 40%. Die Beschäftigtenzahl
muss demzufolge bis 2012 auf
etwa 20 000 zurückgeführt wer-
den, was gegenüber der gegen-
wärtigen Belegschaftsgröße mehr
als eine Halbierung bedeutet.
Der damit verbundene personelle
Anpassungsprozess wird nach dem
erklärten Willen der Politik wei-
terhin sozialverträglich, d. h. ohne
betriebsbedingte Kündigungen
erfolgen. Voraussetzung dafür ist
eine Verlängerung der bis Ende
2005 befristeten Anpassungsgeld-
regelung, um auch künftig die
Nutzung des Instrumentes des vor-
zeitigen Ruhestandes im Bergbau
zu ermöglichen. Die Zusage der
Bundesregierung hierfür liegt vor.

Auf der Grundlage der Finanzie-
rungsregelungen für die Zeit ab
2006 hat die Deutsche Steinkohle
AG (DSK) ein neues Gesamtkonzept
für den Steinkohlenbergbau bis
zum Jahr 2012 erarbeitet.

Das Konzept sieht zur Anpassung
an den bis 2012 zu erreichenden
Steinkohlesockel von 16 Mio t
Jahresförderung weitere kapazita-
tive Maßnahmen und eine neue
Unternehmensstruktur für die DSK
vor.

Bestätigt und konkretisiert wur-
den in dem Konzept die bereits
im September 2003 von den
Aufsichtsgremien der Steinkohle-
unternehmen vorgeschlagenen
Stilllegungen des Förderstand-
ortes Warndt/Luisenthal im Saar-
revier zum 1. Januar 2006 und des
Bergwerks Lohberg/Osterfeld im
Ruhrrevier zum 31. März 2006.
Damit verbunden ist ein Kapazi-
tätsabbau um 4 Mio t.

Gesamtkonzept für den Steinkohlen-
bergbau bis 2012

Zur weiteren Reduzierung der
Förderung wurden darüber hinaus
die Stilllegung der Bergwerke
Walsum zum 1. Januar 2009 und
Lippe zum 1. Januar 2010 be-
schlossen. Eine weitere zur
Erreichung des Sockelbergbaus
notwendige Kapazitätsmaßnahme
ist für das Jahr 2012 terminiert,
aber noch nicht konkretisiert. Eine
konkrete Entscheidung dazu fällt
erst, wenn die Entwicklung der
Konjunktur, des Weltmarktpreises
und der Währungsrelationen bes-
ser abschätzbar ist. Die getroffe-
nen Anpassungsentscheidungen
basieren auf für alle Bergwerke
einheitlichen Grundsätzen, die sich
primär an den Kriterien Kosten
und Erlöse, Reichweite und
Zugang zu den Lagerstätten sowie
Absatzmöglichkeiten orientieren.

Öffentliche
Hilfen für
die deutsche
Steinkohle

Im November 2003 hat die Bun-
desregierung den Finanzrahmen
für die Anschlussregelung festge-
legt. Die öffentlichen Hilfen für
den Steinkohlenabsatz sowie zur
Deckung der Aufwendungen der
notwendigen Stilllegungen und
Altlasten werden von insgesamt
2,7 Mrd. € im Jahr 2005 schritt-

weise auf 1,83 Mrd. € im Jahr
2012 abgesenkt. Zugleich wird der
RAG-Konzern einen bis 2012 auf
0,17 Mrd. € erhöhten Eigenbeitrag
leisten und die notwendigen
Anpassungen in eigener unterneh-
merischer Regie durchführen.

Bis 2012
Halbierung
der Beleg-
schaft
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Kohlepolitik in Deutschland
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Bei der Stilllegung des Bergwer-
kes Walsum spielten indessen
neben betriebswirtschaftlichen vor
allem politische Aspekte eine
Rolle, da dessen baldmögliche
Stilllegung von der Regierungs-
koalition in Düsseldorf zur Bedin-
gung für die Freigabe der Finan-
zierungsmittel gemacht worden
war.

Der deutsche Steinkohlenbergbau
ist sich der Verantwortung im Um-
gang mit den ihm zur Erfüllung
seines energiepolitischen Versor-
gungsauftrages gewährten öffent-
lichen Mitteln bewusst und erfüllt
diesen so effizient wie möglich.
Die dafür maßgeblichen Richtlini-
en und Verordnungen enthalten
klare Regeln für die Verwendung
der Beihilfen. Entgegen vielen
anderen subventionierten Berei-
chen ist dabei die Erzielung von
Gewinnen auch bei steigenden
Preisen der Importsteinkohle nicht
möglich.

Die Degression der Finanzplafonds
und die Wettbewerbssituation
zwingen den Steinkohlenbergbau
zu einem permanenten Prozess der
Rationalisierung. Neben der An-
passung der Förderkapazitäten und
der Optimierung von Technik und
Arbeitsabläufen auf den verblei-
benden Bergwerken eröffnen
strukturelle Veränderungen im
Unternehmensaufbau weitere
Kostensenkungs- und Produktivi-
tätspotenziale.

Daher hat die DSK im Zusammen-
hang mit den Stilllegungsbe-
schlüssen auch eine weitere
Straffung ihrer Unternehmens-
struktur beschlossen. Die neue
prozessorientierte Unternehmens-
struktur, die Bündelung von stra-
tegischen Funktionen in Zentral-

Die deutsche Kohlepolitik wurde in
den vergangen Jahren meist nur
unter dem fiskalischen Blickwinkel
der für ihren Erhalt notwendigen
öffentlichen Mittel und deren
Kürzungsmöglichkeit diskutiert.
Nun sind Subventionen ein prinzi-
piell genauso marktkonformes und
legitimes Instrument wie Steuern
und Abgaben, mit dem der Staat
Rahmenbedingungen setzt, um
bestimmte Marktergebnisse zu
erreichen. Als Instrumententyp
sind sie in einer Marktwirtschaft
„weder gut noch schlecht, weder
generell notwendig noch allge-
mein entbehrlich“, wie das Finanz-
wissenschaftliche Institut an der
Universität Köln formuliert hat.
Sie müssen sich aber hinsichtlich
der Zielsetzung und der Effizienz
ihrer Verwendung einer ständigen
Überprüfung stellen. Dies ist bei
den aus öffentlichen Haushalten
gewährten Steinkohlehilfen in
Deutschland der Fall, die der jähr-
lichen Genehmigung durch den
Haushaltsgesetzgeber und die
Europäische Kommission unterlie-
gen.

Energiepolitische Begründung

bereichen und die Schaffung von
Servicezentren werden die Effi-
zienz und Transparenz der Kosten-
verantwortung deutlich erhöhen
und sich positiv auf die Kosten der
Kohlenförderung und Kokserzeu-
gung auswirken.

Die wesentlichen Gründe, warum
die Steinkohle in Deutschland
finanzielle Unterstützung durch die
öffentliche Hand erfährt, hat die
Bundesregierung in einer Presse-
mitteilung zu ihrer Entscheidung
über die Steinkohlefinanzierung
nach 2006 dargelegt.

„Ein  leistungs- und lebensfähiger
heimischer Steinkohlenbergbau
sichert den Zugang zur größten
eigenen Energierohstoffreserve
und erhält diese versorgungs-
politische Option für künftige
Generationen.
... Angesichts hoher und weiter
wachsender Importabhängigkeit
bei Energierohstoffen stellt der
Zugang zu eigener Steinkohle ein
wichtiges Element unserer
Versorgungssicherheit dar.“

Quelle: Pressemitteilung der
Bundesregierung vom
11. November 2003

Neue Unter-
nehmens-
struktur stärkt
Effizienz
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Kohlepolitik in Deutschland

Steinkohlehilfen werden in
Deutschland danach vor allem aus
energie- und rohstoffpolitischen
Gründen gewährt. Sie
sind eine Versicherungs-
prämie gegen die poli-
tischen und ökonomi-
schen Risiken, mit denen
Importenergien wie Öl
und Gas, aber auch
Importkohle behaftet sind.

Dass diese Versicherungsprämie
für die Nutzung der heimischen
Steinkohle gesamtwirtschaftlich
sinnvoll angelegtes Geld ist, zei-
gen die aktuellen Entwicklungen
auf den Energie- und Rohstoff-
märkten. Zu Recht hat die Bundes-
regierung schon in ihrem Energie-
konzept für das vereinte Deutsch-
land aus dem Jahr 1991 festge-
stellt, dass sich ein komplexes
Wirtschafts- und Gesellschafts-
system wie die Bundesrepublik
Deutschland Störungen der Ener-
gieversorgung wegen der damit
verbundenen Gefahren für wirt-
schaftliche Effizienz, Wohlstand
und Sicherheit nicht leisten kann.
Dies gilt heute mehr denn je.

Der künftige Versorgungsbeitrag
der heimischen Steinkohle wird
dabei nach der aktuellen Be-
schlusslage allerdings deutlich
niedriger ausfallen als bisher. Die
kohlepolitische Grundsatzverein-
barung und die Finanzierungszu-
sagen haben aber klar gemacht,
dass es in Deutschland auch nach
dem Jahr 2012 einen Steinkohlen-
bergbau geben wird. Ein Auslauf-
bergbau ist – entgegen manchen

Wunschvorstellungen – nicht
beschlossen worden. Vielmehr
befindet sich die deutsche Kohle-

politik auf dem Weg zu
einem leistungsfähigen
Sockelbergbau.

Mit dem bis 2012 ver-
einbarten Fördervolumen
von 16 Mio t kann die

heimische Steinkohle immerhin
rund 10% der inländischen
Stromerzeugung und gut 25% des
deutschen Steinkohlemarktes
absichern. Sie schützt dabei nicht

nur vor mengenmäßigen Engpäs-
sen bei den Importen, sondern
sorgt im Rahmen längerfristiger
Lieferverträge auch für ein Stück
Preisstabilität angesichts hoher
Volatilität der Weltmarktpreise.

Das gilt gegenüber der Import-
kohle, aber noch mehr gegenüber
den erheblich größeren Preis-
schwankungen und Lieferrisiken
bei Öl und Gas. Nur eine lebens-
und leistungsfähige heimische
Produktion kann auch anhaltende
Lieferstörungen am internationa-
len Markt ausgleichen und den
Zugriff auf die eigenen Energie-
vorräte für die gegenwärtigen und
zukünftigen Generationen erhal-
ten.

Auf dem Weg
zum Sockel-
bergbau

Energiepreise
in Deutschland
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Angesichts der aktuellen Entwick-
lungen ist aber zu erwägen, ob die
Rückführung auf 16 Mio t Jahres-
förderung nicht zu weitgehend ist.
Der Steinkohlenbergbau selbst hat
für die Anschlussregelung ab 2006
einen anzustrebenden Mindest-
sockel von 20 bis 22 Mio t für an-
gemessen gehalten. Das beschlos-
sene niedrigere Niveau muss vor
dem Hintergrund der gegenwärti-
gen Energie- und Rohstoffdebatte
als absolute Mindestproduktion
angesehen werden, die je nach
weiterer Entwicklung auch wieder
erhöht werden sollte. Angesichts

der Notwendigkeit einer Mengen-
stabilisierung und der zyklischen
Preisbewegungen am internatio-
nalen Kohlemarkt kann auch die
Degression der Beihilfen selbst bei
weiteren Rationalisierungsfort-
schritten nicht das Hauptziel der
Kohlepolitik bleiben.

Hightech unter
Tage: Kohlen-
hobel beim
Steinkohlen-
abbau
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Kohlepolitik in Deutschland

Trotz des bereits enormen Abbaus
der Steinkohlebeihilfen, der dem
Bergbau tief greifende strukturelle
Einschnitte abverlangt, gibt es
immer wieder Stimmen, die eine
schnellere Degression oder gar ihr
vollständiges Auslaufen verlangen.
Nicht selten wird der Eindruck
erzeugt, die Steinkohle sei der
einzige oder gar der größte Emp-
fänger öffentlicher Hilfen. Die
Auslaufforderungen sind in der
Regel mit Vorschlägen verbunden,
wie das dabei „eingesparte“ Geld
bereits kurzfristig für andere
Zwecke verwendet werden könnte.

Solche Forderungen sind aber das
Resultat von „Milchmädchenrech-
nungen“: Die Realität zeigt, dass
die alleine seit 1997 eingesparten
Steinkohlehilfen von über 13 Mrd. €
die Probleme der öffentlichen
Haushalte nicht spürbar verringert
haben – eher im Gegenteil. Die
Erwartung, die verbliebenen
Steinkohlehilfen könnten eine Art
„Steinbruch-Funktion“ zur Lösung
anderweitiger Haushaltsprobleme
leisten, ist schon deshalb nicht
nachvollziehbar.

Vorschläge für eine alternative
Verwendung der Steinkohlehilfen
sind dennoch mit unterschiedli-
chem zeitlichem und inhaltlichem
Bezug wohlfeil – sie reichen von

Vordergründige Subventionsabbau-
debatte

Steuersenkungen über Bildungs-
investitionen bis zur Innovations-
förderung. Exemplarisch für solche
Forderungen und ihre Begründung
ist u. a. ein so genanntes Hinter-
grundpapier des Umweltbundes-
amtes aus dem Jahr 2003, in dem
behauptet wird, eine Beendigung
der Kohlehilfen würde die Umwelt
entlasten und die Beschäftigung
fördern, vor allem wenn man die
frei werdenden Gelder für Um-
weltprojekte und die ökologische
Modernisierung der Wirtschaft
nutzte.

Abgesehen von der dabei gar
nicht gestellten energiepolitischen
Frage, wie der Beitrag der heimi-
schen Steinkohle zu einer gesi-
cherten Stromerzeugung und zur
Kokskohlenversorgung der Stahlin-
dustrie ersetzt werden soll und ob
es in Kauf zu nehmen ist, die größ-
te nationale Energierohstoffre-
serve zu verlieren, ist solchen
Vorschlägen gemeinsam, dass ihre
enormen regionalen und sozialen
Folgen außer Acht gelassen
werden.

Massive Stilllegungen im Stein-
kohlenbergbau mit der Folge von
Entlassungen in die Arbeitslosig-
keit bedingen erhebliche fiskali-
sche Lasten, wie das RWI schon
im Jahr 1985 festgestellt und
PROGNOS im Jahr 1999 in einer
Untersuchung über die „Interde-

pendenz von Steinkohlenbergbau
und Wirtschaftsstruktur im Ruhr-
revier“ bestätigt haben. Auch die
Bundesregierung hat in einer
Antwort auf eine entsprechende
parlamentarische Anfrage zur
„Zukunft der Förderung heimischer
Steinkohle“ Ende 2003 ausdrück-
lich auf diesen Aspekt hingewie-
sen.

Beschäftigungs-
effekte des
deutschen Stein-
kohlenbergbaus

Der deutsche Steinkohlenbergbau
ist eng mit der Wirtschaftsstruktur
an seinen Förderstandorten ver-
zahnt und ein bedeutender Impuls-
geber für die regionale Wirtschaft.
Die der deutschen Steinkohle für
ihr Produkt „Energiesicherheit“
gewährten finanziellen Hilfen
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versickern nicht, sondern führen
über die Verflechtungen mit der
übrigen Wirtschaft dazu, dass an
jedem Arbeitsplatz im Steinkoh-
lenbergbau bundesweit 1,3 weite-
re Arbeitsplätze hängen. Ein Weg-
fall dieser Arbeitsplätze und der
damit verbundene Verlust an
Wertschöpfung der Unternehmen
sowie Kaufkraft der Beschäftigten
hätte gravierende Auswirkungen
auf die öffentlichen Haushalte
einschließlich der Sozialversiche-
rungsträger. Die Mindereinnahmen
bei Steuern und Sozialabgaben
sowie die Mehrausgaben für die
zusätzliche Arbeitslosigkeit über-
steigen im Nettoeffekt die einge-
sparten Hilfen für den Steinkoh-
lenbergbau, und zwar solange bis
rentable Ersatzarbeitsplätze in
genügender Zahl entstanden sind.
Angesichts der nunmehr seit
vielen Jahren herrschenden
Arbeitsmarktlage ist das aber
nicht zu erkennen.

Die Alternative zu subventionier-
ten Arbeitsplätzen im Steinkohlen-
bergbau ist deshalb zusätzliche
Arbeitslosigkeit mit einer Arbeits-
produktivität von Null – mit allen
Belastungen auch für die Wachs-
tumskräfte. Unter solchen Voraus-
setzungen ist auch nicht zu er-
warten, dass die durch einen
Subventionsabbau freigesetzten

Mittel „in absehbarer Zeit einer
produktiveren Verwendung in
anderen Branchen, Berufen oder
Regionen zugeführt werden“, wie
das RWI schon 1985 in seinem
Gutachten bekräftigt hat.

Das Gleiche gilt für eine
vermeintliche Umwid-
mung in andere öffentli-
che Fördermaßnahmen.
Ein kohlepolitischer
„Kahlschlag“ schafft
kein „frisches Geld“ für
andere Zwecke.

Auch das Argument der „Umwelt-
bzw. Klimaschädlichkeit“ der
Steinkohlehilfen taugt als Argu-
ment für deren Abbau oder ihre
Beendigung nicht. Förderung und
Nutzung der heimischen Steinkoh-
le erfüllen in Deutschland höchste
Umweltstandards. Für die Frage
der Klimaverträglichkeit ist nicht
die Herkunft der Kohle maßgeb-
lich, sondern die Effizienz der
Nutzungstechnik, die in Deutsch-
land gleichfalls vorbildlich ist und
ständig weiterentwickelt wird. Ein
Ersatz der im Inland produzierten
Steinkohle durch Importkohle
würde die CO2-Bilanz hierzulande
nicht verbessern. Ein mittel- und
längerfristiger Ersatz durch andere
Energieträger, insbesondere im-
portiertes Erdgas oder erneuer-
bare Energien, hätte erhebliche
versorgungspolitisch, ökonomisch
und auch ökologisch negative
Folgen.

Vorschläge zum Subventionsabbau
in Deutschland, wie sie im vergan-
genen Jahr u. a. von den Minister-
präsidenten Steinbrück (Nord-
rhein-Westfalen) und Koch (Hes-
sen) vorgelegt wurden, machen
indessen auch klar, dass der

deutsche Steinkohlen-
bergbau keineswegs der
einzige und schon gar
nicht der größte Sub-
ventionsempfänger in
Deutschland ist. Grundla-
ge des von den Minister-
präsidenten erarbeiteten
Vorschlags zum Subven-

tionsabbau nach der so genannten
„Rasenmähermethode“ ist das
vom Kieler Institut für Weltwirt-
schaft für das Jahr 2001 ermit-
telte Subventionsvolumen in
Deutschland von insgesamt rund
156 Mrd. €. Daran gemessen be-
trägt der Anteil der dem Steinkoh-
lenbergbau zurechenbaren öffent-
lichen Finanzhilfen weniger als 3%
– bei rückläufiger Tendenz.

Kohlepoliti-
scher Kahl-
schlag schafft
kein frisches
Geld
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Kohlepolitik in Deutschland

Die Fokussierung der Subventions-
debatte auf die Steinkohlehilfen
suggeriert daher ein
völlig schiefes Bild vom
tatsächlichen Subven-
tionsgeschehen in
Deutschland. Einen
bewusst verengten und
verzerrten Blickwinkel
weist dabei insbesonde-
re eine Aktion der Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft (INSM)
auf, die einseitige und radikale
marktwirtschaftliche Reformen

predigt und sich in ihrer Subven-
tionsabbaukampagne konkret

zuallererst gegen die
Steinkohle – und sodann
gegen die Landwirtschaft
– gerichtet hat. Dabei
wurden und werden in
keinem anderen Bereich
in Deutschland mehr
Subventionen abgebaut

als bei der Steinkohle. Kontrover-
se Diskussionen über die Steinkoh-
lehilfen sind legitim – allerdings
müssen sie demokratische Regeln
respektieren und auf nachprüfba-
ren Argumenten basieren.

Verzerrter
Blickwinkel in
der Subven-
tionsdebatte

Nicht diskussionswürdig sind
Diffamierungen des Steinkohlen-
bergbaus als „Beschäftigungs-
gesellschaft“ sowie unsinnige
Verweise auf „Pro-Kopf-Subven-
tionen“ der Bergleute: Natürlich
dienen die Steinkohlehilfen auch
dem Erhalt von Arbeitsplätzen im
Bergbau. Sie sichern aber vor
allem eine bestimmte Produktions-
kapazität, an der ja auch viele Ar-
beitsplätze in vor- und nachgela-
gerten Bereichen hängen. Darüber
hinaus decken sie zur geordneten
Kapazitätsanpassung Stilllegungs-
aufwendungen sowie Altlasten des
früheren Bergbaus (Wasserhaltung
etc.), die gerade keine Beschäfti-
gung mehr sichern. Wer pauschale
oder gar polemische Subventions-
kritik übt, weiß meist nicht, wovon
er eigentlich redet, oder er ver-
kürzt bewusst die ökonomischen
Zusammenhänge um öffentlicher
Aufmerksamkeit willen.
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Mit dem Steinkohlenbergbau für die Region

Strukturwandel gestalten

Die Förderung von Steinkohle
konzentriert sich in Deutschland
heute auf sieben Bergwerke an
der Ruhr und je eines an der Saar
und in Ibbenbüren. Dies ist das
Resultat eines in der westdeut-
schen Wirtschaft einmaligen
Anpassungsprozesses, der seit
Jahrzehnten die wirtschaftliche
Entwicklung der Bergbauregionen
prägt.

So sind von 153 Bergwerken im
Jahr 1957 heute noch neun und
von 64 Zechenkokereien noch eine
verblieben. Die Zahl der Arbeits-
plätze im deutschen Steinkohlen-
bergbau verringerte sich dabei um
mehr als eine halbe Million.

Dieser Anpassungsprozess ist nicht
immer ohne Friktionen und Rei-
bungsverluste verlaufen. Das
jüngst in verschiedenen Veröffent-
lichungen gezeichnete Bild eines

„geschundenen Landes“ oder einer
„Abstiegsregion Ruhrrevier“ ist
aber unzutreffend überzeichnet
und von Klischees bestimmt. Tat-
sächlich repräsentiert vor allem
das früher montan-industriell
geprägte Ruhrrevier heute eine
vielfältige Industrie- und Dienst-
leistungslandschaft mit einem
dichten Forschungs- und Technolo-
gienetzwerk und einer Vielzahl von
Hightech-Betrieben und interna-
tional führenden Spitzenunter-
nehmen, insbesondere aus dem
Bereich der Energiewirtschaft. So
ist Nordrhein-Westfalen heute
Sitz von drei der fünf größten
Energieversorgungsunternehmen
in Deutschland. Mehr als ein
Viertel der deutschen Stromerzeu-
gung und rund 40% der deutschen
Primärenergiegewinnung stammen
aus Nordrhein-Westfalen und
machen es zum Energieland Nr. 1
in Deutschland.

Die RAG Aktiengesellschaft selbst,
in der alle ehemaligen deutschen
Steinkohlenbergbaugesellschaften
aufgegangen sind, ist heute mit
ihren Kernbereichen Energie,
Chemie, Immobilien und Bergbau
eines der größten Industrieunter-
nehmen in Deutschland mit einem
Umsatz von rund 20 Mrd. € und
insgesamt mehr als 100 000
Beschäftigten. Nur noch rund 40%
davon sind im „schwarzen“ Be-
reich, der Steinkohle, tätig. Neben
der Chemie wird das Geschäfts-
feld Energie bei der weiteren
Entwicklung der RAG eine bedeu-
tende Rolle spielen. Als fünft-
größtes Energieunternehmen und
zweitgrößter Steinkohlenverstro-
mer in Deutschland trägt die neue
„Energiesäule“ unter dem Dach
der STEAG Aktiengesellschaft den
Potenzialen im Zukunftsmarkt
Energie Rechnung. Aufgrund ihrer
technologischen Kompetenz ist sie
für den anstehenden großen Er-
neuerungsbedarf des deutschen
Kraftwerksparks bestens gerüstet.

Dies alles hat dazu geführt, dass
sich der Strukturwandel in den
Bergbaugebieten trotz des deut-
lichen Zurückfahrens der Förde-
rung und der damit verbundenen
Belegschaftsreduzierung ohne
wirtschaftliche und soziale Brüche
vollzogen hat.
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Die gleitende Entwicklung im
Steinkohlenbergbau hat den
Strukturwandel in den Kohle-
regionen positiv beeinflusst. Dies
war und ist die Voraussetzung
dafür, dass aufbauend auf den
vorhandenen Potenzialen für neue
Produkte und Technologien dem
Bergbau und seinem wirtschaftli-
chen Umfeld die Umstrukturierung
ermöglicht und Beschäftigungs-
alternativen geschaffen wurden.

Die Steinkohlehilfen haben mit
dazu beigetragen, dass dieser
komplexe Anpassungsprozess
sozial und regional verträglich
vollzogen werden konnte.

Die Alternative dazu wäre ein
Sturzflug im Steinkohlenbergbau
selbst, der heute direkt oder indi-
rekt immer noch knapp 100 000
Arbeitsplätze betreffen würde,
und ein regionalpolitischer Struk-
turbruch mit der Folge einer Ver-
schärfung der wirtschaftlichen und
sozialen Probleme in den Bergbau-
regionen.

Zu einem regional- und sozial-
verträglichen Sturkurwandel trägt
auch der Wandel in den Bergbau-
unternehmen selbst bei. Die
Zusammenfassung aller deutschen
Steinkohlenbergwerke im RAG-

Soziale und
regionale
Verträglichkeit

Bewerbung zur
Kulturhauptstadt

Europas
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Mit dem Steinkohlenbergbau für die Region

Konzern ermöglicht es, alle ver-
fügbaren Synergien und Rationa-
lisierungspotenziale auszuschöp-
fen. Dabei kann die deutsche
Steinkohle auf beachtliche unter-
nehmerische Erfolge verweisen.
Von 1997 bis 2003 wurde die
bergbauliche Produktivität um 13
Prozent gesteigert. Ein wesentli-
ches Ergebnis der Innovation der
letzten zehn Jahre ist die Verdop-
pelung der Kohlenfördermengen
aus einem Streb auf 3 881 t/Tag
im Durchschnitt aller Betriebe.
Bei gleichzeitig sinkender Gesamt-
fördermenge verringerte sich da-
durch die Zahl der Abbaubetriebe
auf 23. Durch fortschreitende
technische Innovationen sollen die
Komplexität der Bergwerke weiter
reduziert werden und die Betriebs-
punktkonzentration voranschrei-
ten.

Darüber hinaus trägt der RAG-
Konzern selbst zur Bewältigung
des Strukturwandels bei. Der
größte Teil der Investitionen der
RAG fließt in die Kohleregionen,
die industrielle Neuorientierung
des Unternehmens erfolgt in NRW.
Mit der Reaktivierung ehemaliger
Bergbauflächen unterstützt die
RAG die kommunale Siedlungspoli-
tik und schafft neue Wirtschafts-
standorte. Die Umschulungs- und
Qualifizierungsmaßnahmen des
Steinkohlenbergbaus, die den
Anpassungsprozess der Steinkoh-
lenförderung begleiten, sind eben-
so beispielhaft wie die Berufsaus-
bildung.

Ausbildung im deutschen
Steinkohlenbergbau

Es besteht breiter politischer
Konsens, dass die Sicherstellung
einer hinreichenden Zahl von
Ausbildungsplätzen eine wichtige
gesellschafts- und bildungspoliti-
sche Aufgabe darstellt. Auf Skep-
sis gestoßen ist jedoch der von
den Koalitionsfraktionen einge-
brachte Entwurf eines Berufsaus-
bildungssicherungsgesetzes, der
auf eine Ausbildungsumlage für
alle Unternehmen abstellt, die
eine nur unterdurchschnittliche
Zahl von Ausbildungsplätzen
anbieten. Die Wirtschaft fordert
dagegen, stärker Rücksicht auf die
jeweilige Situation der Unterneh-
men zu nehmen und setzt auf
eigene Anstrengungen.

Am 16. Juni 2004 haben die Bun-
desregierung und die Spitzenver-
bände der Wirtschaft den „Natio-
nalen Pakt für Ausbildung und
Fachkräftenachwuchs in Deutsch-
land“ unterzeichnet. Dieser Ausbil-
dungspakt hat 2004 Vorrang vor
dem Gesetz, wenn bestimmte Ziele
und Zusagen im Ausbildungssektor
erreicht werden. Das wird auch
vom Steinkohlenbergbau begrüßt.
Im Zusammenhang mit dem Aus-
bildungspakt hat die RAG insge-
samt 350 zusätzliche Stellen für
Berufsanfänger zur Verfügung
gestellt.

Gesellschafts-
politische
Aufgabe

Ausbildung zum
Mechatroniker
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Der Steinkohlenbergbau und die
RAG gehören zu den größten Aus-
bildern in Nordrhein-Westfalen.
Sie sind im Rahmen ihrer Möglich-
keiten bemüht, einen Beitrag zur
Bereitstellung von Ausbildungs-
plätzen zu leisten – auch über den
eigenen Bedarf hinaus. Von der
Deutschen Steinkohle AG (DSK)
werden wie im Vorjahr auch 2004
wieder über 850 Auszubildende im
Steinkohlenbergbau eingestellt,
was über dem gegenwärtigen
eigenen Bedarf liegt, aber der
hohen Nachfrage nach Ausbil-
dungsplätzen entgegenkommt.

Insgesamt werden im deutschen
Steinkohlenbergbau derzeit rund
3 000 Jugendliche in 24 verschie-
denen Ausbildungsberufen aus-
gebildet und erhalten damit in
schwierigen Zeiten eine berufliche
Perspektive. Die hohe Qualität der
Ausbildung im deutschen Stein-
kohlenbergbau wird auch von der
Politik anerkannt und bestätigt.

Dass die Ausbildungsplätze der
DSK auch über den Steinkohlen-
bergbau hinaus zukunftsorientiert
sind, zeigen die Anteile der einzel-
nen Berufe und Fachrichtungen.
So streben mit Beginn des Ausbil-
dungsjahres 2004/2005 41% eine
Ausbildung in den neu geordneten
Metallberufen an. Besonders

begehrt ist hier das Berufsbild des
Zerspanungsmechanikers, bei dem
auf einen Ausbildungsplatz zwölf
Bewerber entfallen. Noch gravie-
render ist der Trend zu den im
Vorjahr modernisierten Berufen in
der Elektrotechnik, in denen sich
fast 47% der neu eingestellten
Nachwuchskräfte ausbilden las-
sen. Innerhalb dieser Gruppe stel-
len die Mechatroniker knapp 37%
der Auszubildenden, aber 54% der
Bewerber. Bei den kaufmänni-
schen Berufen liegt die Relation
von Bewerbern zu Ausbildungs-
plätzen bei 20:1. Rein bergtech-
nisch werden derzeit nur 7%
ausgebildet.

Wenn allerdings über 2012 hinaus
ein nennenswerter Beitrag zur
Energieversorgungssicherheit ge-
leistet werden soll, muss künftig
verstärkt auch wieder für den
eigenen Bedarf ausgebildet wer-
den. Einerseits ist mit einem Al-
tersdurchschnitt der Belegschaft
von 42 Jahren der höchste Stand
seit 50 Jahren erreicht worden,
andererseits wird ab 2007 die Zahl
der Schulabsolventen jährlich
deutlich abnehmen. Fehlen heute
Ausbildungsplätze, so muss 2012
mit fehlenden Auszubildenden
gerechnet werden, insbesondere
wenn es zu einem längeren Kon-
junkturaufschwung kommt.Zukunfts-

orientierte
Ausbildungs-
plätze
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Mit dem Steinkohlenbergbau für die Region

Deutsche Bergbautechnik –
weltweiter Exportschlager

Deutschland ist beim Export von
Bergbautechnik die mit Abstand
führende Nation in der Europäi-
schen Union und auch weltweit
die Nr 1. Diese Position ist nicht
zuletzt auf den hohen Entwick-
lungsstand der Technik für den
untertägigen Steinkohlenbergbau
in Deutschland zurückzuführen.

Der Weiterentwicklung dieser
Technik kommt eine wichtige Rolle
für den Industriestandort Deutsch-
land und Nordrhein-Westfalen zu,
denn der Steinkohlenbergbau ist

global einer der expansivsten
industriellen Wirtschaftszweige
überhaupt.

Die umweltschonende, nachhaltige
Gewinnung von Steinkohle mit
untertägigen Spitzentechnologien
spielt eine immer größere Rolle,
da sich der Steinkohlenbergbau in
beinahe allen Förderländern
immer mehr hin zum Untertage-
bergbau und dabei in zunehmende
Teufen entwickelt. Dies eröffnet
der deutschen Bergbauzuliefer-
industrie erhebliche Marktchan-
cen, denn der deutsche Steinkoh-
lenbergbau hat auf Grund seiner

schwierigen Lagerstättenbedin-
gungen in mehr als 1000 m Teufe
– mit zunehmender Teufe steigen
der Gebirgsdruck, die Gebirgs-
temperaturen und die Methangas-
gehalte – und wegen seiner An-
forderungen an die Sicherheit, den
Arbeits- und den Umweltschutz
eine im Weltmaßstab führende
Technologie entwickelt.

Darüber hinaus steht der deutsche
Steinkohlenbergbau wegen der
weiterhin notwendigen Rationali-
sierung vor einem weiteren Inno-
vationsschub, der die Perspektiven
auf dem weltweiten Markt zusätz-
lich verbessern wird.
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Die von der Bergbautechnik aus-
gehenden Impulse reichen indes-
sen weit über deren eigenen Ein-
satzbereich hinaus. Der Steinkoh-
lenbergbau ist Technologieträger
für eine breite Palette von inno-
vativen Produkten und erzeugt
immer wieder „spin-offs“ für
andere Industriezweige.

Regelbare Motoren mit der Leis-
tung eines Formel 1-Rennwagens,
vollautomatische Maschinen-
steuerungen, drahtlose Kommuni-
kation unter Tage, Videoüberwa-
chung und Satellitentechnik zur
Erfassung der bergbaulichen Ein-
wirkungen auf die Tagesoberflä-
che sind nur einige Beispiele für
den aktuellen Stand der Technik
im deutschen Steinkohlenbergbau.
Untertagetaugliche Head-Sets,
Mobiltelefone und Laptops befin-
den sich konkret in der Entwick-
lung und werden die Kommunikati-
on im Hinblick auf die Betriebs-
steuerung sowie Wartungs- und

Reparaturarbeiten zukünftig
weiter verbessern.

Der überwiegende Teil der Berg-
bauzulieferer ist mit seinen Wert-
schöpfungs- und Beschäftigungs-
potenzialen in den Bergbaurevie-
ren angesiedelt. So sind z. B. 80%
aller Bergbauzulieferer Deutsch-

Praktizierte Klimavorsorge durch
Grubengasnutzung
Eng mit der Gewinnung von Stein-
kohle verbunden ist die Freiset-
zung von Methan, dem so genann-
ten Grubengas. Dieses ist bei
bestimmten Konzentrationen
leicht entzündlich und kann Aus-
löser von Schlagwetterexplo-
sionen sein. Aus sicherheitstechni-
schen Gründen muss daher die
Konzentration von Grubengas im
Wetterstrom eines aktiven Berg-

werks durch gezielte Absaugung
aus den Strecken und Baufeldern
unter 1% gehalten werden.
Darüber hinaus tritt Methan bei
stillgelegten Bergwerken diffus an
der Tagesoberfläche aus.

lands in Nordrhein-Westfalen
ansässig. Mehr als 200 überwie-
gend mittelständische Unterneh-
men mit über 16 000 Beschäftig-
ten decken die gesamte Palette
der Tief- und Tagebautechnik in
allen Bergbauzweigen ab.

Zur Aufrechterhaltung des welt-
weit führenden Standards der
deutschen Bergbautechnik ist ein
leistungsfähiger heimischer Stein-
kohlenbergbau unverzichtbar. Er ist
Ausgangspunkt der technologi-
schen Innovation und zugleich Ex-
perimentierfeld für die Erprobung
und praktische Anwendung der
hierzulande entwickelten Techno-
logien. Forschung und Entwicklung
könnten zwar auch an Auslands-
standorten erfolgen, die damit
verbundenen Wertschöpfungs-
und Beschäftigungseffekte gingen
dann aber für die deutsche Volks-
wirtschaft weitgehend verloren
und die geologischen sowie tech-
nischen Referenzbedingungen
wären dort nicht vergleichbar.

Bergmann
 der Zukunft
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Mit dem Steinkohlenbergbau für die Region

Beim Eintritt in die Atmosphäre ist
Methan ein Klimagas, das im
Vergleich zu CO2 ein um den Faktor
23 höheres klimawirksames Poten-
zial besitzt. Zugleich ist Methan –
wie Erdgas – ein wertvoller Ener-
gieträger, dessen Nutzung ein
wichtiges Element der Klimavor-
sorgevereinbarung des deutschen
Steinkohlenbergbaus aus dem
Jahr 2002 und ein zentraler Be-
standteil des Klimaschutzkonzep-
tes des Landes Nordrhein-Westfa-
len ist. Mit dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz aus dem Jahr
2000 wurden die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen für die
Nutzung von Grubengas für die

Stromerzeugung in Deutschland
verbessert, wodurch eine deutli-
che Intensivierung der Grubengas-
nutzung ermöglicht wurde.

Unter dem Dach der RAG wurden
gemeinsam mit Partnern aus der
Energiewirtschaft und der mittel-
ständischen Industrie in Nord-
rhein-Westfalen zwei Grubengas-
gesellschaften zur Verwertung von
Methan aus aktiven und stillgeleg-
ten Bergwerken gegründet. Bis
zum Jahresende 2004 werden die
beiden Grubengasgesellschaften
der RAG 95 Blockheizkraftwerks-
(BHKW) Module mit einer elek-
trischen Gesamtleistung von 127
MW betreiben, die eine Strom-
produktion von rund 620 Mio kWh

– entsprechend der unterbre-
chungsfreien Versorgung von mehr
als 200 000 Haushalten – liefern.
Dies schont die Rohstoffressour-
cen anderer Energieträger und
entlastet die Umwelt um die Emis-
sion von 3 Mio t CO2-Äquivalent.

Im Saarland besitzt die Gruben-
gasnutzung eine lange Tradition.
Schon in den 70er Jahren wurde
hier eine Infrastruktur aufgebaut,
um Grubengas sowie Kokerei- und
Konvertergas aus der Stahlindus-
trie für die Energieerzeugung zu
nutzen. Heute ist die Grubengas-
verwertung Teil des dezentral aus-
gerichteten Energieversorgungs-
konzeptes der Saar Energie AG,
die ein 110 km langes Gruben-
gasnetz betreibt, das sämtliche
Grubengasabsaugstellen miteinan-
der und mit den industriellen
Abnehmern verbindet. Die Saar
Energie AG, ein Tochterunterneh-
men der STEAG AG, betreibt
derzeit fünf Grubengaskraftwerke
im Saarland mit einer Gesamtka-
pazität von 23 MW und einer
jährlichen Stromerzeugung von
rund 230 Mio kWh. Grubengas-

kraftwerk



5 25 25 25 25 2

Bau und Betrieb von Anlagen zur
energetischen Nutzung von Gru-
bengas entwickeln sich auf dieser
Basis zunehmend zu einem eigen-
ständigen Technologie-
feld mit großen Export-
chancen. Eine besondere
Bedeutung kann dabei
dem Emissionsrechte-
handel zukommen, da in
Zukunft Emissionsminderungen
aus projektbezogenen Maßnah-
men, wie z. B. der Errichtung von
Grubengaskraftwerken in anderen
Industrie- oder Entwicklungslän-
dern, im Rahmen der flexiblen
Instrumente des Kyoto-Protokolls
auf die nationalen Emissions-
budgets angerechnet werden
können.

Neben dem wirtschaftlichen und
umweltpolitischen Nutzen leistet
die Verwendung von Grubengas
als Energieträger damit auch

einen positiven Beitrag
zur Schaffung von
Arbeitsplätzen in der
regionalen, vorwiegend
mittelständischen Wirt-
schaft und zur Entwick-

lung innovativer Techniken für die
Energiegewinnung. Die Gruben-
gasnutzung und deren Weiterent-
wicklung ist damit ein gutes Bei-
spiel dafür, wie aufbauend auf
gewachsenem Know-how aus dem
Steinkohlenbergbau heraus neue
Industriezweige entstehen und
den Strukturwandel in den Berg-
baurevieren vorantreiben können.

Große Export-
chancen

Steinkohlenbergbau in ökologischer
und sozialer Verantwortung

Der verantwortungsvolle Umgang
mit Natur und Umwelt hat im
deutschen Steinkohlenbergbau
eine zentrale Bedeutung. Der
Bergbau betreibt vorbeugenden
Umweltschutz, indem er in eigener
Verantwortung – über die gesetz-
lichen Vorschriften und Anforde-
rungen hinaus – eine kontinuierli-
che Verbesserung anstrebt. Dabei
orientiert er sich am Prinzip der
Nachhaltigkeit. Demnach ist die
wirtschaftliche, soziale und öko-
logische Entwicklung so zu gestal-
ten, dass sie den Bedürfnissen der
heutigen Generation entspricht,
ohne die Möglichkeiten zukünfti-
ger Generationen zu gefährden.

Zur Gewährleistung eines optima-
len Umweltschutzes hat die DSK
eine interne Umweltschutz-
Richtlinie definiert und in Kraft
gesetzt. Sie dokumentiert den
Umweltschutzgedanken von der
Aufsuchung und Planung bis hin
zur Gewinnung, Aufbereitung und
Weiterverarbeitung von Steinkoh-
le und stellt für alle Mitarbeiter
eine bindende Verpflichtung dar.
Die Auswirkungen auf die Umwelt
werden intern aber nicht nur vor
der Aufnahme neuer Tätigkeiten

oder der Einführung neuer tech-
nischer Verfahren ermittelt und
bewertet, sondern auch bei
Maßnahmen zur Stilllegung von
Betriebsstätten und zur Wieder-
nutzbarmachung von Flächen und
Gebäuden.

Schwerpunkte des Umweltschut-
zes sind ein schonender Umgang
mit Rohstoffen und Energie, der
Schutz der Atmosphäre, die Ver-
ringerung von Lärm und Luft-
verunreinigungen, eine umwelt-
verträgliche Entsorgungswirt-
schaft, der Schutz von Gewässern
und Böden, ein umweltgerechter
Umgang mit Gefahrstoffen und
-gütern sowie die rechtzeitige Vor-
sorge zur Verhütung und Begren-
zung umweltrelevanter Ereignisse.

Die Gewinnung von Steinkohle ist
von gesamtwirtschaftlicher
Bedeutung und liegt im allgemei-
nen Interesse unserer Volkswirt-
schaft. Die dabei zwangsläufig
auftretenden Einwirkungen auf die
Tagesoberfläche sind sowohl aus
privatrechtlicher als auch aus
öffentlich-rechtlicher Sicht rele-
vant. Das Bundesberggesetz und
die darin eingebetteten verschie-
denen von den zuständigen Lan-
desbehörden festzustellenden
Betriebspläne, insbesondere das
Rahmenbetriebsplanverfahren mit
Umweltverträglichkeitsprüfung,
sind wesentlicher Ausgangspunkt
für die Bewältigung der damit in
Zusammenhang stehenden Her-
ausforderungen.

Steinkohlen-
bergbau am
Nachhaltig-
keitsprinzip
orientiert
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Mit dem Steinkohlenbergbau für die Region

Menschen, Tiere und Pflanzen,
Boden, Wasser, Luft, Klima und
Landschaft sowie Kultur- und
sonstige Sachgüter einschließlich
der Wechselwirkungen sind die
Schutzgüter, die in einer Umwelt-
verträglichkeitsstudie erfasst und
analysiert werden.

Ziel der Betriebsplanverfahren ist
der Interessenausgleich zwischen
Einzel- und Gemeinwohl sowie die
Transparenz der am Ende des
Verfahrens stehenden Entschei-
dung der Planfeststellungsbehörde
für alle Beteiligten. Zentrales
Element ist daher die Beteiligung
der Öffentlichkeit, indem die
betroffenen Kommunen, betroffe-
ne Privatpersonen und die Träger

öffentlicher Belange in verschie-
denster Form in die Verfahren
eingebunden werden.

Diese Bürgerbeteiligung ist im
Rahmen der Gesetzgebung und der
Koordinierungsansprüche inner-
halb der EU in den vergangenen
Jahren neu geregelt worden und
führt zu einer wesentlich früheren
und intensiveren Diskussion über
die Auswirkungen des Bergbaus
als das in der Vergangenheit der
Fall war. Diese Möglichkeiten sind
von lokalen Bürgerinitiativen und
Umweltorganisationen in den
letzten Jahren mitunter auch in
polemischer Weise genutzt und
zum Teil missbraucht worden.

Interessen-
ausgleich
durch Öffent-
lichkeits-
beteiligung

Stichwort: RahmenbetriebsplanStichwort: RahmenbetriebsplanStichwort: RahmenbetriebsplanStichwort: RahmenbetriebsplanStichwort: Rahmenbetriebsplan

Rahmenbetriebspläne verdeutlichen die längerfristige Entwicklung des
Betriebes. Sie beschreiben das geplante Vorhaben nicht in Einzelheiten, sondern
stecken nur den Rahmen ab, innerhalb dessen einzelne Vorhaben durchgeführt
werden sollen. Unter bestimmten Umständen ist ergänzend eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen. Die Beschlussfassung über den Rahmen-
betriebsplan mit UVP beinhaltet allerdings noch keine direkte Genehmigung des
Steinkohlenabbaus.

Hauptbetriebspläne beschreiben die Entwicklung des Betriebes für einen
Zeitraum von zwei Jahren und bilden die Grundlage für die Errichtung und Führung
des Betriebes.

Sonderbetriebspläne sind für jedes einzelne Vorhaben zur Genehmigung ein-
zureichen. Sie geben detaillierte Auskunft über die eingesetzte Technik, Maßnah-
men zur Arbeitssicherheit und zum Gesundheitsschutz sowie zu den konkreten
Auswirkungen auf die Tagesoberfläche.

Abschlussbetriebspläne stellen die Dauer und exakte technische Durchführung
der Einstellung eines Betriebes dar. Insbesondere geben sie Auskunft über die zu
treffende Vorsorge zur künftigen Nutzung der Oberfläche.

Die für die Planfeststellung zu-
ständigen Behörden wägen bei
ihren Entscheidungen den sich aus
der örtlichen Gebundenheit der
Lagerstätte und dem allgemeinen
Interesse an ihrer Nutzung
ergebenden Anspruch des Antrag-
stellers auf Zulassung seines
Betriebsplans gegen mögliche
Bergschäden und die etwaigen
Einsprüche Betroffener ab. Die
daraus resultierenden Betriebs-
pläne werden häufig mit Auflagen
und Nebenbedingungen versehen,
um die Umweltverträglichkeit
umfassend zu gewährleisten.

Dieses Verfahren hat sich rechts-
staatlich bewährt. Es gab bislang
rund 60 Gerichtsverfahren mit dem
Ziel, Betriebsplanzulassungen für
den Steinkohlenbergbau oder Teile
davon anzufechten. In allen Fällen,
die bis heute entschieden wurden,
stellten die Gerichte die Rechtmä-
ßigkeit der Zulassungen fest.
Dabei haben sie – wie z. B. das
Oberverwaltungsgericht Düssel-
dorf in einem Verfahren der Stadt
Voerde gegen die Zulassung des
Rahmenbetriebsplans Walsum –
das gesamtwirtschaftliche Inter-
esse an der Sicherstellung der
heimischen Rohstoffversorgung
sowie das öffentliche Interesse
am Erhalt von Arbeitsplätzen über
die privaten Interessen der
Bergbaugegner gestellt.
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Klimavorsorge mit der Kohle

Wissenschaftliche Grundlagen der Klimapolitik in der Kritik

Ziele der UN-Ziele der UN-Ziele der UN-Ziele der UN-Ziele der UN-
Klimarahmenkonvention:Klimarahmenkonvention:Klimarahmenkonvention:Klimarahmenkonvention:Klimarahmenkonvention:

„Das Endziel dieses Übereinkom-
mens... ist es, ... die Stabilisie-
rung der Treibhausgaskonzen-
trationen in der Atmosphäre auf
einem Niveau zu erreichen, auf
dem eine gefährliche anthropogene
Störung des Klimasystems
verhindert wird.“ (Artikel 2)

„... wobei zu berücksichtigen ist,
dass wirtschaftliche Entwicklung
eine wesentliche Voraussetzung
für die Annahme von Maßnahmen
zur Bekämpfung der Klimaänderun-
gen ist.“ (Artikel 3, Ziffer 4)

Einfluss
menschlicher
Aktivitäten auf
das Klima
ungewiss

Im Jahr 1992 hat sich die interna-
tionale Staatengemeinschaft in
Rio de Janeiro die gewaltige
Aufgabe gestellt, „gefährliche
anthropogene Störungen des
Klimasystems zu verhindern“ und
zu diesem Zweck die Konzentrati-
on der Treibhausgase in der
Atmosphäre auf dem Niveau von
1990 zu stabilisieren. Seither wird
die Frage, ob eine Gefährdung des
Klimas überhaupt durch menschli-
ches Handeln möglich ist, nicht
mehr diskutiert. Dabei sind gerade
in der letzten Zeit erhebliche
Zweifel an der Hypothese einer
vom Menschen verursachten oder
gar steuerbaren Erwärmung der
Erdatmosphäre aufgekommen.
Klimavorsorge wird indes weiter-
hin als notwendig erachtet, allein

das Ausmaß bleibt umstritten
auch im Verhältnis zu anderen
drängenden Problemen.

Richtig ist, dass sich durch die
Verbrennung von Kohle, Öl und
Gas der CO2-Gehalt der
Atmosphäre erhöht. CO2
ist ein so genanntes
Treibhausgas, das einen
Beitrag zum natürlichen
Treibhauseffekt liefert,
durch den das Leben auf
der Erde, so wie wir es
kennen, erst möglich
wird. Durch den Treibhauseffekt
erhöht sich die Mitteltemperatur
der Erde um ca. 33°C von ca.
-18°C auf ca. 15°C, d. h. ohne den
natürlichen Treibhauseffekt wäre
die Oberfläche der Erde vermutlich
von Eis überzogen.

Das wichtigste Treibhausgas in der
Erdatmosphäre ist Wasserdampf,
der für ca. 21°C von den 33°C
verantwortlich ist. Der natürliche
CO2-Gehalt trägt etwa 7°C zum
natürlichen Treibhauseffekt bei,

den Rest von ca. 5°C
tragen die Treibhausgase
Methan, Distickstoffoxid
und Ozon bei.

Durch den steigenden
CO2-Gehalt der Atmo-
sphäre soll es Klima-
modellrechnungen zu-

folge in den kommenden Jahrzehn-
ten zu einer globalen Erwärmung
kommen, deren Größenordnung
aber ebenso ungewiss ist wie die
möglichen Auswirkungen auf
Natur und menschliche Aktivitä-
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Berechneter
Temperatur-
verlauf
vergangener
Jahrhunderte

ten. Extrapoliert man die in den
letzten Jahrzehnten beobachteten
Trends von Spurengasanstieg,
Zunahme des Treibhauseffektes
sowie Temperaturänderungen in
die Zukunft, könnte man mit einer
globalen Erwärmung von ca. 0,1
bis 0,15°C pro Jahrzehnt, d. h. ca.
1 bis 1,5°C im Jahr 2100 rechnen.
Da sich dieser Temperaturanstieg
hauptsächlich in den Wintermona-
ten der mittleren und höheren
Breiten der Erde bemerkbar
macht, sind die Auswirkungen
eher moderat.

Allerdings geht die Klimapolitik –
auf der Grundlage von Modellrech-
nungen und Szenarien des in der
internationalen Klimapolitik maß-
geblichen Beratergremiums der
Vereinten Nationen, dem Inter-
governmental Panel on Climate
Change (IPCC) – von erheblich
höheren Werten aus. Diese Sze-
narien sind jedoch sehr umstritten,
da sich beispielsweise durch die
Analysen der Wirtschaftswissen-

schaftler Castles (ehem. Leiter des
statistischen Amtes Australiens)
und Henderson (vormals Chef-
Ökonom der OECD)
herausgestellt hat, dass
man durch methodische
Fehler teilweise Annah-
men für die Bevölke-
rungs- und Wirtschafts-
entwicklung in den
nächsten 100 Jahren zugrunde
gelegt hat, die als erheblich zu
hoch eingestuft werden müssen –
mit der unmittelbaren Folge, dass
auch der prognostizierte Anstieg
der globalen CO2-Emissionen
dramatisiert worden ist.

Nach den ökonomischen Grundla-
gen ist inzwischen auch ein
weiterer Eckpfeiler der Klima-
katastrophenszenarien in die Kritik
geraten. Nach der so genannten
„Hockey-Stick“-Kurve, die den
rekonstruierten Temperaturverlauf
der letzten 1000 Jahre wiedergibt,
soll es in diesem Zeitraum nie

wärmer gewesen sein als in den
letzten 100 Jahren. Dies wird u. a.
vom IPCC als Hinweis darauf

gewertet, dass der
Temperaturanstieg der
letzten 100 Jahre
anthropogener Natur sei.
Neueste Untersuchungen
der zugrunde liegenden
Daten zeigen allerdings,

dass der Verlauf der Hockey-Stick-
Kurve nicht haltbar ist. Nach den
revidierten Daten war das Klima in
den letzten 1000 Jahren viel
variabler als bisher angenommen,
diese Schwankungen werden aber
aufgrund methodischer Unzuläng-
lichkeiten in der Hockey-Stick-
Kurve nicht abgebildet.

Auch die in der Öffentlichkeit häu-
fig vertretene Auffassung, dass
extreme Klimaereignisse, wie z. B.
der Hitzesommer 2003 oder die
Flutkatastrophe in Ostdeutschland
im Jahr 2002, Anzeichen eines
bereits stattfindenden globalen

Zweifel an
Katastrophen-
szenarien
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Sachstand der KlimaforschungSachstand der KlimaforschungSachstand der KlimaforschungSachstand der KlimaforschungSachstand der Klimaforschung

1. Klima ist nichts Konstantes, sondern unterliegt aufgrund verschiedenster
Antriebskräfte ständigen Veränderungen. In den Wissenschaften besteht
Konsens, dass das Klima auch durch den Menschen, also anthropogen,
beeinflusst wird.

2. Über die genauen Anteile natürlicher und anthropogener Ursachen am
Klimawandel des 20. Jahrhunderts besteht keine einheitliche Meinung in
der Wissenschaft.

3. Klima ist die „Statistik des Wetters“. Das Auftreten einzelner Wetter-
phänomene (z. B. Starkregen) kann grundsätzlich nicht als Signal einer
Klimaänderung interpretiert werden.

4. Schnelle Klimaänderungen sind erdgeschichtlich nichts Neues. Welche
Prozesse sie verursachen, ist bis heute ungeklärt.

5. CO2 und Temperatur beeinflussen sich gegenseitig. Daraus kann aber nicht
geschlossen werden, ob CO2 die Temperaturänderungen bewirkt oder
umgekehrt.

6. Klimamodelle sind mathematische Abbilder des Klimas. Einige Prozesse
im Klimasystem sind in den gegenwärtigen Klimamodellen noch nicht
zufrieden stellend dargestellt.

7. Die im Kyoto-Protokoll vereinbarten Reduktionsziele für Treibhausgas-
emissionen führen bis zum Jahr 2050 nur zu einer äußerst geringfügigen
Änderung (weniger als ein Zehntel Grad) gegenüber der sonstigen
Temperaturentwicklung. Die Wirkung des Kyoto-Protokolls ist eher im
politischen Bereich zu finden.

8. Die regionale Ausprägung des Klimawandels ist noch unsicher.

9. Eine Stabilisierung der Treibhausgas-Emissionen auf dem Niveau von 1990
ist in naher Zukunft unrealistisch, sodass sich das Klima in den kommen-
den Jahrzehnten auch als Folge menschlicher Aktivitäten ändern wird.
Menschen und Wirtschaft müssen auf Veränderungen im Klima vorbereitet
werden.

10. Klimaforschung ist von hoher gesellschaftlicher Relevanz, aber mit großer
Unsicherheit behaftet.

Quelle:  Herausforderung Klimawandel, Bestandsaufnahme und Perspektiven
 der Klimaforschung, Bundesministerium für Bildung und Forschung,
 Berlin 2003

Klimawandels seien, ist sachlich
nicht zu begründen. Der von der
Versicherungswirtschaft rekla-
mierte höhere Rückstellungs-
bedarf ist allenfalls Ergebnis
gestiegenen Komforts und höherer
Wiederbeschaffungspreise. So
belegen statistische Analysen,
dass es in Deutschland in den
letzten Jahrzehnten nicht zu einer
Zunahme von Extremniederschlä-
gen gekommen ist. Der Hitze-
sommer 2003 war auf eine
Anomalie der atmosphärischen
Zirkulation über Europa zurückzu-
führen; in anderen Teilen der Welt
war es gleichzeitig ungewöhnlich
kalt und regnerisch.

Zweifel an den in der Öffentlich-
keit häufig diskutierten „Klima-
katastrophenszenarien“ sind auch
aus anderen Gründen angebracht,
die ein Expertengremium für das
Bundesministerium für Wissen-
schaft und Bildung in einer Ver-
öffentlichung zusammengefasst
hat. Allerdings muss bezweifelt
werden, ob sich die wissenschaft-
lichen Bedenken an den Grundla-
gen der Klimapolitik in der
praktischen Politik niederschlagen
– der nächste Zwischenbericht des
IPCC steht erst im Jahr 2007 an,
wenn jedenfalls in Europa mit der
Umsetzung des Emissionshandels-
systems Fakten geschaffen sind.

Auf internationaler Ebene wird
die Klimafrage ohnehin deutlich
zurückhaltender bewertet. Zweifel
an der Dramatik der Klimafrage
sind insbesondere auf einer Kon-
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Regionale Emissionsminderungen,
wie in den Ländern der EU, und die
Umsetzung einzelner klimapoliti-
scher Maßnahmen, wie das EU-
Emissionshandelssystem, haben

noch erheblich geringeren Einfluss
auf das globale Klima. Sie sind
rein politisch begründet und eher
symbolischer Natur. Die befürchte-
ten Klimaänderungen können sie
nicht verhindern.

Das völkerrechtlich verbindliche
In-Kraft-Treten des Kyoto-Proto-
kolls hängt davon ab, dass mindes-
tens 55 Staaten dieses Protokoll
ratifizieren, wobei hierbei mindes-
tens 55% der CO2-Emissionen der
Industriestaaten erfasst sein
müssen. Das Quorum von 55 Staa-
ten ist hierbei bereits seit gerau-
mer Zeit erreicht. Das Quorum von
55% der Emissionen wurde erst im
Oktober 2004 mit der Ratifizierung
des Kyoto-Protokolls durch Russ-
land erfüllt. Die USA, die bereits
im Jahr 2001 aus dem Kyoto-

Perspektiven der internationalen
Klimapolitik

Trotz unterschiedlicher Positionen
einzelner Länder in der Klimafrage
hat sich eine Reihe von Staaten
dazu entschlossen, aus Vorsorge-
gründen die Emission von Treib-
hausgasen, insbesondere CO2 zu
begrenzen. Nach einem längeren
Diskussionsprozess kam es zu den
klimapolitischen Vereinbarungen
von Rio de Janeiro (Klimarahmen-
konvention, 1992) und Kyoto
(Kyoto-Protokoll, 1997), in denen
den Industrieländern Emissions-
begrenzungen für Treibhausgase
auferlegt werden. Dabei war den
Beteiligten allerdings klar, dass
die vereinbarungsgemäße Umset-
zung dieser Ziele kaum eine mess-
bare Änderung am Klimatrend der
nächsten 100 Jahre bewirken kann.
Auch wenn Kyoto wie vereinbart
umgesetzt wird, würde die globale
Erwärmung gegenüber dem vom
IPCC erwarteten Trend von ca.
2 bis 3° C rechnerisch lediglich um
0,15°C gemindert.

Umsetzung
von Kyoto hat
kaum mess-
bare Auswir-
kungen auf
Klimatrend

ferenz in Kopenhagen aufgekom-
men, auf der sich im Frühjahr 2004
eine Gruppe prominenter
Wirtschaftswissen-
schaftler der Frage
zugewandt hat, welchen
Problemen und Heraus-
forderungen sich die
Welt vorrangig widmen
sollte. Dies sind danach die

Bekämpfung von AIDS, Malaria
und Unterernährung; der Klima-

wandel rangierte am
Ende der Prioritätenliste.
Besonders die Umsetzung
des Kyoto-Protokolls wur-
de als Verschwendung
globaler Ressourcen an-
gesehen: Die Kosten über-

steigen den absehbaren Nutzen.

Klimafrage
nicht  das ein-
zige Problem
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Klimavorsorge mit der Kohle

auf, die über ein vergleichsweise
hohes Wirtschafts- und Bevölke-
rungswachstum verfügen wie
etwa Japan und Kanada.

Wirtschaft im bisherigen Tempo
weiter wachsen, dürfte vermutlich
nur ein geringer Teil der verfügba-
ren „hot air“ tatsächlich auf den
Markt gelangen.

Dabei zeichnet sich immer deut-
licher ab, dass eine Reihe von
Staaten Schwierigkeiten haben,
ihre Kyoto-Quoten einzuhalten und
ggf. auf Zukäufer aus Russland
angewiesen sein könnten. Statt
einer Reduktion hat vor allem in
den Industrieländern eine deutli-
che Zunahme der Treibhausgas-
emissionen stattgefunden – allein
in den USA haben sich die Treib-
hausgasemissionen von 1990 bis
2002 um 13% erhöht (bei einem
Reduktionsziel von - 7% bis
2008/12). Emissionszuwächse
weisen dabei vor allem die Länder

Bilanz der
Weltklimapolitik

Prozess ausgeschert waren, und
Australien halten weiter an der
Ablehnung des Kyoto-Protokolls
fest.

Die Ratifizierung des Kyoto-Ab-
kommens wird Russland in die
Lage versetzen, durch den strate-
gischen Einsatz seiner CO2-Quoten-
mengen den Preis im CO2-Emis-
sionshandel zu bestimmen. Neben
dem Gas- und Ölexport erwächst
eine weitere Einnahmequelle für
Russland. Allerdings lässt sich
über das tatsächliche Anbieterver-
halten Russlands derzeit nur speku-
lieren. Russische Wissenschaftler
haben bereits davor gewarnt, dass
durch die Ratifizierung des Kyoto-
Protokolls die langfristigen Wachs-
tumsziele Russlands gefährdet
werden könnten. Soll die russische

Von Rio zum Nationalen Zuteilungsplan

• 1992 wurde in Rio de Janeiro die Klimarahmen-
konvention verabschiedet.

• In Kyoto haben sich die Industriestaaten 1997 verpflich-
tet, die Emission von sechs Treibhausgasen um 5,2% im
Zeitraum 1990 bis 2008/12 zu verringern.

• 1998 hat die EU ihr in Kyoto übernommenes
Emissionsminderungsziel von - 8% auf die Mitglied-
staaten aufgeteilt (Burden Sharing). Auf Deutschland
entfallen mit - 21% rund drei Viertel der Reduktions-
verpflichtungen der EU.

• 2003 ist die EU-Emissionshandelsrichtlinie in Kraft
getreten. Mit ihr wurden die EU-rechtlichen Grundlagen
für den Handel mit CO2-Emissionsrechten in der
Europäischen Union geschaffen. Die EU-Emissions-
handelsrichtlinie schreibt vor, dass jedes Mitgliedsland
bis Ende März 2004 einen Plan für die Zuteilung der

Emissionsberechtigungen auf die einbezogenen Tätigkei-
ten und Anlagen vorlegen muss.

• In Deutschland setzt das Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetz (TEHG) die EU-Emissionshandels-
richtlinie in nationales Recht um.

• Der nationale Allokations- oder Zuteilungsplan
(NAP) legt fest, wie viel CO2-Emissionen die einzelnen
Sektoren der Volkswirtschaft im Zeitraum 2005 bis 2007
emittieren dürfen und welche einzelnen Anlagen
einbezogen werden. Der NAP wurde fristgerecht Ende
März 2004 der EU vorgelegt.

• Durch das Zuteilungsgesetz wird der NAP nationales
Gesetz. Hier werden die Zuteilungsregeln für die
einzelnen Anlagen definiert. Die konkreten Berechnungs-
methoden werden durch die Zuteilungsverordnung
konkretisiert.
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zur Erreichung ihres Kyoto-Ziels
entfernt. Realistische Aussichten
auf die Einhaltung der Vorgaben
im Rahmen des EU-Burden Sharing
haben von den großen Emittenten-
ländern in der EU nur Deutschland

Auch die EU, die sich im Kyoto-
Protokoll dazu verpflichtet hat,
ihre Treibhausgas-Emissionen bis
2008/12 gegenüber 1990 um 8%
zu reduzieren, hat sich in den letz-
ten Jahren immer weiter vom Pfad

und Großbritannien. Ohne die
Reduktion in diesen Ländern
wären die Emissionen der EU-15
im Jahr 2003 sogar um fast ein
Fünftel höher als 1990.

Deutschland
und Groß-
britannien
halten EU-
Vorgaben ein
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Klimapolitik nach Kyoto

Da Klimavorsorge eine globale
Aufgabe ist und regional isoliertes
Vorgehen, wie ambitioniert auch
immer, eine effektive und kosten-
effiziente Klimavorsorge nicht
leisten kann, wird es künftig ganz
besonders darauf ankommen, auch
die Entwicklungs- und Schwellen-
länder langfristig in diesen Pro-
zess einzubinden. Hier werden die
größten Energieverbrauchs- und
Emissionszuwächse erwartet.
Schon ab 2010 wird die Emissions-
fracht dieser Länder höher sein als
die der Industrieländer. Bisher ist

es aber nicht gelungen, die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer
zur Übernahme von Reduktions-
zielen zu bewegen. Und es besteht
kaum Aussicht, dass dies in der
Post-Kyoto-Periode nach 2012
gelingt – jedenfalls sind entspre-
chende Forderungen auf der 8. Kli-
makonferenz in Neu-Delhi im Jahr
2002 noch strikt abgelehnt worden.

Größter Emis-
sionszuwachs
bei Entwick-
lungs- und
Schwellen-
ländern

Zur Erreichung ihres Kyoto-Ziels
setzt die EU vor allem auf das
Instrument des Emissionsrechte-
handels. Nach der vom Rat hierzu
erlassenen Richtlinie, die am 13.
Oktober 2003 in Kraft getreten ist,
wird von dem EU-Emissionshan-
delssystem aber mit CO2 zunächst
nur eines der sechs im Kyoto-
Protokoll erfassten Treibhausgase
berücksichtigt. Zudem ist das
Emissionshandelssystem auf
Energiewirtschaft und Industrie
begrenzt, während andere bedeu-
tende Emittenten wie der Verkehr
oder die Haushalte nicht erfasst
sind.

Der Emissionsrechtehandel, wie er
in der EU ab dem 1. Januar 2005
in Form eines „cap and trade“-
Systems für CO2-Emissionsrechte
eingeführt wird, stellt eine strikte
Rationierung des Kohlenstoffein-
satzes auf Anlagenebene dar.
Flexibilität wird dadurch gewähr-
leistet, dass die zugeteilten Emis-
sionsrechte („caps“) zwischen den
Anlagen gehandelt werden kön-
nen, wobei die Gesamtmenge der
zugeteilten CO2-Emissionen auf
Mitgliedstaatenebene allerdings
nicht überschritten werden darf.

Im Rahmen dieses Handelssystems
darf auch auf die projektbezoge-
nen flexiblen Instrumente des
Kyoto-Protokolls, nämlich Clean
Development Mechanism (CDM)
und Joint Implementation (JI),
zugegriffen werden. Mit dieser
Öffnung ihres Emissionsrechte-
handelssystems hat die Europäi-

sche Kommission einen notwendi-
gen Schritt zur Verbesserung der
Effizienz getan. Nach der vom
Ministerrat verabschiedeten so
genannten „Linking Directive“ sind
Emissionsminderungen aus JI-
Projekten mit anderen Industrie-
staaten des Kyoto-Protokolls ab
2008 und Gutschriften aus CDM-
Projekten mit Entwicklungs- und
Schwellenländern bereits ab 2005
im EU-Emissionshandelssystem
anrechenbar. Ab 2008 unterliegt
die Nutzung dieser Möglichkeiten
aber einer Obergrenze, die von
jedem Mitgliedstaat selbst zu
bestimmen ist. An den Mitglied-
staaten liegt es nun, dieses Sys-
tem so schnell wie möglich und
ohne zusätzliche Restriktionen in
die Praxis umzusetzen.

Vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Diskrepanz zwischen
klimapolitischem Anspruch und
Realität ist innerhalb der Europäi-

schen Kommission bereits eine
Debatte über den Zusammenhang
zwischen Klimavorsorgepolitik und
Wettbewerbspolitik entfacht
worden. Diese Diskussion muss
dringend geführt werden, wenn
die Vorreiterrolle Europas in der
Klimapolitik nicht zur Wachstums-
bremse und zum Wettbewerbs-
nachteil für die europäische Indus-
trie werden soll. Dies um so mehr,
als eine jüngst vom britischen
Handels- und Industrieministerium
(DTI) vorgelegte Analyse zeigt,
dass das EU-Emissionsrechtehan-
delssystem infolge der uneinheitli-
chen Umsetzung in den Mitglied-
staaten ein erhebliches Potenzial
für Wettbewerbsverzerrungen
zwischen den EU-Mitgliedern
enthält und die Diskussion schon
heute auf die Zeit nach Kyoto
ausgerichtet ist – mit möglicher-
weise weitergehenden Emissions-
minderungsverpflichtungen.
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Breiten Raum nimmt in der Diskus-
sion einer Post-Kyoto-Strategie
bereits jetzt die Frage künftiger
quantitativer Minderungsziele ein.
Mehrere Staaten, so z. B. Großbri-
tannien (- 60% bis 2050) und
Frankreich (- 75% bis 2050), haben
bereits sehr weitgehende nationa-
le Minderungsziele in Aussicht
gestellt. Die deutsche Bundesre-
gierung will sich zu einer Minde-
rung der Treibhausgasemissionen
um 40% bis 2020 verpflichten,
wenn sich die EU auf ein Minde-
rungsziel von 30% verständigt. Auf
europäischer Ebene steht die Dis-
kussion darüber aber erst am
Anfang.

Die Europäische Kommission hat
hierzu einen Konsultationsprozess
eingeleitet, in dem Beteiligte, zu
denen auch die Industrie gehört,
aufgefordert werden, Vorschläge
zu unterbreiten, wie das von der
Europäischen Kommission selbst

gesteckte Post-Kyoto-Ziel erreicht
werden kann, den globalen Tempe-
raturanstieg auf weniger als 2°C
zu begrenzen.

Wichtig ist hierbei darauf zu
achten, dass sich die europäische
Klimapolitik in die internationale
Post-Kyoto-Strategie
einfügt und die EU nicht
in Versuchung gerät, das
Weltklima quasi im
Alleingang zu retten –
wozu sie niemals in der
Lage wäre, auch wenn
sie ihre Treibhausgasemissionen
von heute auf morgen auf Null
senken würde.

Die europäische Klimapolitik sollte
die Belange von Wachstum und
Beschäftigung, zu denen sich die
Union in Lissabon im Jahr 2000
bekannte, angemessen berücksich-
tigen. Die Gefahr besteht anson-
sten, dass Wachstum und Beschäf-
tigung in Regionen abwandern,
die den Restriktionen einer über-

ambitionierten Klimapolitik nicht
unterliegen. Hierdurch wäre für
das Weltklima nichts gewonnen,
Wachstum und Beschäftigung in
Europa hätten aber das Nachse-
hen.

Einen Königsweg wird es in der
Klimapolitik auch künftig nicht
geben. Vielmehr ist ein Maßnah-
men- und Instrumentenmix not-
wendig, der den unterschiedlichen
Anforderungen aller Beteiligten
gerecht wird und insbesondere
auch die soziale und ökonomische
Dimension einer nachhaltigen Ent-
wicklung berücksichtigt. Priorität
müssen dabei so genannte No-
Regret-Maßnahmen haben, die
auch dann Nutzen stiften, wenn
sich die Klimahypothese nicht
bestätigen sollte, und schädliche
Auswirkungen auf andere als Kli-
maziele möglichst gering halten.
Dazu zählen vor allem Maßnahmen
zur beschleunigten Entwicklung

und Marktdurchdringung
moderner, emissions-
armer Technologien, die
sowohl klimaschonend
sind als auch dem
Bedürfnis der Mensch-
heit nach einer sicheren

und preiswürdigen Energieversor-
gung Rechnung tragen. Zudem
mehren sich Stimmen aus der
Wissenschaft, wonach ein gewis-
ses Maß an Klimaveränderungen
unvermeidbar sein wird und dass
man sich etwas intensiver mit der
Frage befassen sollte, wie man
sich diesen Klimaveränderungen
anpassen kann.

No-Regret-
Maßnahmen
notwendig
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Klimavorsorge mit der Kohle

Klimapolitik in Deutschland

Deutschland sieht sich in der Kli-
mapolitik nach wie vor in einer
Vorreiterrolle. Sie wurde durch die
Verpflichtung zum Ausdruck

gebracht, die CO2-Emissionen bis
zum Jahre 2012 gegenüber 1990
um 21% zu senken. Damit hat
Deutschland rund drei Viertel der

Emissionsminderungsverpflich-
tungen der EU übernommen. Auf
dem Weg zur Erreichung dieses
Ziels ist Deutschland schon weit
vorangeschritten. Rund 90% der
Zielvorgabe sind im Jahr 2003
bereits erreicht. Dazu haben viele
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Faktoren und Entwicklungen
beigetragen. Neben dem Ausbau
der erneuerbaren Energien und
der Umstrukturierung der ostdeut-
schen Wirtschaft war dafür vor
allem die weitere Effizienzsteige-
rung bei der Energienutzung in der
Industrie und in der Energiewirt-
schaft maßgeblich.

Mit ihrer Richtlinie zum Emissions-
rechtehandel hat die EU die Mög-
lichkeit der Rationierung der CO2-
Emissionen als Mittel der Ziel-
erreichung eingeführt. Die rechtli-
chen Voraussetzungen für die
Umsetzung dieser Richtlinie wur-
den auf nationaler Ebene durch
das Treibhausgas-Emissionshan-
dels-Gesetz (TEHG) und das Gesetz
über den nationalen Zuteilungs-
plan für Treibhausgas-Emissions-
berechtigungen in der Zuteilungs-
periode 2005 bis 2007 (Zuteilungs-
gesetz 2007) nebst einer Reihe
zugehöriger Rechtsverordnungen
geschaffen. Das Kernstück der
nationalen Umsetzung der EU-

Emissionshandelsrichtlinie ist der
so genannte Nationale Zuteilungs-
oder Allokationsplan (NAP). In
diesem werden die künftig zuläs-
sigen CO2-Emissionen auf die
einzelnen Sektoren der Volkswirt-
schaft (Makroallokation) und die in
den Emissionshandel einbezoge-
nen Anlagen (Mikroallokation)
verteilt.

Von Anfang an war klar, dass mit
dem nationalen Zuteilungsplan
entscheidende Weichenstellungen
für die längerfristige Industrie-
und Energieversorgungs-
struktur in Deutschland
gesetzt werden. Entspre-
chend schwierig verlief
die Diskussion über die
Ausgestaltung des Zu-
teilungsplans, die in den
Medien zum Grundsatz-
konflikt zwischen
Ökonomie und Ökologie stilisiert
wurde. Der schließlich gefundene
Kompromiss legt die Obergrenze
für die in der ersten Handels-
periode 2005 bis 2007 zulässigen
CO2-Emissionen in der Industrie
und in der Energiewirtschaft auf
503 Mio t CO2 fest. Gegenüber
dem Basisjahr bedeutete dies eine
Reduktion um knapp drei Prozent,
wenn nicht eine der Sonderrege-
lungen, wie z. B. für Early Action
oder für Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen, in Anspruch genommen
werden kann. Bis 2012 ist in
diesen Bereichen eine weitere
Rückführung auf 495 Mio t CO2
vorgesehen.

In der betroffenen Wirtschaft ist
der Kompromiss zum nationalen
Zuteilungsplan mit verhaltener
Zustimmung aufgenommen
worden. Zusätzliche und einseitige
kurzfristige Belastungen der
deutschen Energiewirtschaft und
Industrie aus dem europäischen
Emissionshandel scheinen zu-
nächst verhindert worden zu sein.
Die Klimaziele können weiterhin
im Einklang mit der Wettbewerbs-
fähigkeit und der Versorgungs-
sicherheit erreicht werden.

Wichtig für einen
ausgewogenen
Energiemix am Standort
Deutschland ist, dass der
Energieträger Kohle mit
seinen großen Reserven
sowie moderne Kohle-
technologie am Standort
Deutschland weiterhin

eine wesentliche Rolle bei der
Stromerzeugung spielen kann.
Zugleich gibt der Kompromiss aber
deutliche Signale zum Ersatz alter
(Kohle-) Anlagen durch effiziente-
re. Ob der gefundene Kompromiss
sich damit als Modernisierungs-
motor oder als Wachstumsbremse
erweist, muss allerdings erst die
Praxis zeigen. Wie dabei die
einzelnen Zuteilungsregelungen
zusammenwirken werden, ist
derzeit noch nicht absehbar. Wett-
bewerbsverzerrungen sind dabei
nicht auszuschließen und Klagen
gegen den nationalen Zuteilungs-
plan vor dem Europäischen
Gerichtshof sind bereits anhängig.

CO2-Emissionen
in Deutschland

Kohle muss
wesentliche
Rolle bei der
Stromversor-
gung spielen
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Klimavorsorge mit der Kohle

Erste Reaktionen aus der Energie-
wirtschaft zeigen, dass sich der
Investitionsstau bei der Moderni-
sierung des Kraftwerksparks auf-
zulösen beginnt. Die nordrhein-
westfälische Landesregierung
erwartet, dass die notwendigen
Entscheidungen für die Kraftwerks-

Erneuerbare Energien haben Grenzen
Als Alternative zu fossilen Ener-
gien und der Kernenergie wird von
„grünen Instanzen“ eine Neuaus-
richtung der Energieversorgungs-
systeme auf regenerative Energien
gesehen. Auf sie soll nach dieser
Vorstellung alle staatliche Unter-
stützung konzentriert werden.

Die bislang weltweit größte Kon-
ferenz für erneuerbare Energien
(„Renewables 2004“), zu der die
Deutsche Bundesregierung auf
dem Weltgipfel für nachhaltige
Entwicklung 2002 in Johannesburg
eingeladen hatte und die im Juni
2004 in Bonn stattfand, zeigte
dabei durchaus unterschiedliche
Perspektiven für das weltweite
Entwicklungspotenzial der erneu-
erbaren Energien.

Deutlich wurde vor allem, dass die
erneuerbaren Energien weder
gegenwärtig noch in den nächsten
10 bis 20 Jahren gegenüber kon-
ventionellen Energien konkurrenz-
fähig sind und auch keinen signifi-
kanten Teil der Energieversorgung
der Industriestaaten übernehmen
können. Obwohl die Industriestaa-
ten bereits seit den 70er Jahren –
motiviert durch die erste Ölkrise
1973/74 bzw. die zweite Ölkrise
1979/80 – im verstärkten Maße
auf Erforschung und Anwendung
erneuerbarer Energien setzten, um
die Abhängigkeit der Industrie-
staaten vom Erdöl zu verringern,
tragen erneuerbare Energien
heute weniger als 6% zum Primär-
energiebedarf der Industriestaa-
ten bei. Seit 1990 hat sich ihr
Anteil an der Primärenergiever-
sorgung weltweit sogar leicht
verringert.

Das grundsätzliche Problem der
erneuerbaren Energien sind neben
ihrer weiterhin mangelnden
wirtschaftlichen Konkurrenzfähig-
keit die eingeschränkte zeitliche
Verfügbarkeit und der außeror-
dentliche Flächenbedarf der der-
zeit maßgeblichen erneuerbaren
Energiequellen Wind, Sonne und
Biomasse. Obwohl aus deutscher
Steinkohle hierzulande bislang
doppelt so viel Strom gewonnen
wird wie aus allen erneuerbaren
Energien, werden Letztere nicht
nur spezifisch, sondern inzwischen
auch absolut stärker subventio-
niert. Das in den Stromeinspeise-
vergütungen nach dem Erneuer-

erneuerung im Braunkohle- und
auch im Steinkohlebereich zügig
getroffen werden. Konkrete
Standortentscheidungen für neue
Steinkohlekraftwerke sind bisher
allerdings noch nicht getroffen
worden. Lediglich Erdgaskraft-
werke sind geplant bzw. im Bau.
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bare-Energien-Gesetz (EEG) ent-
haltene Subventionsäquivalent
übertrifft in diesem Jahr mit über
2 Mrd. € den der Verstromung
deutscher Steinkohle zurechenba-
ren Anteil der Kohlehilfen.

Anders als bei der Steinkohle,
deren Beihilfen strikt auf die
Kostenerstattung begrenzt sind,
dürfen mit den EEG-Vergütungen
auch Gewinne erzielt werden. Das
erklärt nicht nur ihren relativen
Boom der letzten Jahre, sondern
auch die erstaunlich hohen Rendi-
ten, die z. B. manche Windkraft-
fonds ihren Anlegern anbieten.
Bezahlen müssen dies die Strom-
verbraucher, gleichgültig ob Unter-
nehmen, Arbeitnehmer, Arbeitslo-
se oder Rentner. Ein noch höherer
Einsatz erneuerbarer Energien
würde zu erheblichen Energie-
preissteigerungen nicht nur für

Verbraucher, sondern auch für die
Wirtschaft führen, die dadurch
gegenüber ausländischen Mitbe-
werbern an Wettbewerbsfähigkeit
verliert. Aus diesem Grunde ist
eine tragende Rolle erneuerbarer
Energien in der Stromerzeugung
noch für lange Zeit nicht realistisch.

Völlig ungeklärt ist auch noch die
Frage der Integration der erneuer-
baren Energien in die Infrastruktur
der leitungsgebundenen Energien.
Aus dem in Deutschland geplanten
Ausbau insbesondere der Wind-
energie ergeben sich völlig neue
Perspektiven für die Zuverlässig-
keit der Stromversorgung. Nach
den bisher bekannten Ergebnissen
der von der Deutschen Energie
Agentur (dena) durchgeführten
Netzstudie wird bei einem groß-
flächigen Ausbau der Windenergie
die Wahrscheinlichkeit von Ver-
sorgungsausfällen zunehmen. Die
Stabilität der Netze kann nur
gewährleistet werden, wenn für
windschwache Zeiten mehrere
tausend Megawatt konventioneller
Kraftwerkskapazitäten als Reserve
vorgehalten werden. Zugleich
verdrängt die wachsende Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Ener-
gien kostengünstige Erzeugung im
übrigen konventionellen Kraft-
werkspark.
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Klimavorsorge mit der Kohle

Hinzu kommt, dass die bestehen-
den Netze nicht für die Auswei-
tung der dezentralen erneuerbaren
Energien ausgelegt sind. Vor allem
bei einer stärkeren Nutzung von
Küsten- und Off-Shore-Standorten
ist mittelfristig ein erheblicher
Netzausbau notwendig, da die
Erzeugung nur zum geringen Teil
an diesen Standorten verbraucht
werden kann und die Überschüsse
zu den Verbrauchsschwerpunkten
geleitet werden müssen.

Auch die ökologischen Vorteile der
erneuerbaren Energien sind zu
relativieren. Öffentlichen Wider-
stand gibt es – jedenfalls in
Deutschland – bislang zwar nur
gegen die Windkraft, bei deren
Nutzung Deutschland Weltmeister
ist. Beklagt werden hier Zerstö-
rungen des Landschaftsbildes
(„Verspargelung“), Gesundheits-
gefahren für Anwohner (u. a.
durch Lärmemissionen) und Beein-
trächtigungen der Fauna (Vogel-
schlag etc.) und z. B. auch des
Tourismus sowie etwa Wertver-
luste bei Immobilien, für die es
anders als etwa bei Bergschäden
keine Ausgleichsansprüche gibt.

Aber auch andere regenerative
Energieformen wie die Biomasse
oder die Fotovoltaik weisen zum
Teil handfeste Umweltprobleme
auf, die sich bei einem zunehmen-
den Anteil am Energieverbrauch

potenzieren werden: So weisen
sie im Vergleich zur Energieaus-
beute einen sehr hohen Energie-
und Rohstoffeinsatz für den Bau
der Anlagen und einen spezifisch
exorbitant hohen Flächenbedarf
auf, der gleichzeitig die Boden-
preise nach oben zu treiben droht.
Um die gleiche Menge Strom
erzeugen zu können wie ein ein-
ziges 600 MW-Kohlekraftwerk,
benötigen Fotovoltaik-Anlagen
oder Windfarmen an Land die 200-
bis 300-fache Fläche.

Statt eines energiewirtschaftlich
nicht begründbaren massiven
Ausbaus der regenerativen Ener-
gien sollten die Forschungs- und
Entwicklungs- (FuE) Bemühungen
intensiviert und finanziell verstärkt
gefördert werden, damit diese Ener-
gien dann marktreif zur Verfügung
stehen, wenn sie gebraucht werden.
Die Stromverbraucher müssten dann
auch nicht die Renditen der Wind-
kraftfonds finanzieren.

Allerdings wäre aus Ressourcen-
sicht auch zu fragen, ob die Nut-
zung der erneuerbaren Energien
vor allem für die Stromerzeugung
der richtige Weg ist. Ihr Beitrag
sollte vorrangig genutzt werden,
um langfristig die Abhängigkeit
der Energieversorgung von den
knapper werdenden und zuerst zur
Neige gehenden Öl- und Gas-
ressourcen zu verringern, also
vornehmlich im Verkehrsbereich
oder im Wärmemarkt zum Einsatz
kommen.
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Technologieoffensive für die Kohle

sam ist diesen Szenarien, dass sie
von außerordentlich ehrgeizigen
langfristigen CO2-Reduktionszielen
jenseits der Kyoto-Verpflichtungs-
periode ausgehen – diese reichen
von - 40% bis 2020 bis zu - 80%
bis zum Jahr 2050, ohne in irgend-
einer Weise ökonomische oder
soziale Fragen zu berücksichtigen.

Der Energiebericht des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und
Arbeit von Ende 2001 hat auf die
mit solchen Szenarien verbunde-
nen volkswirtschaftlichen Kosten
und die für die Sicherheit der
Stromversorgung gefährliche Ver-

engung des Energieträgermixes
in Deutschland hingewiesen. Der
Energiebericht zieht daraus den
Schluss, dass die Kohle – Stein-
und Braunkohle – im deutschen
Energiemix insbesondere der Strom-
erzeugung erhalten bleiben muss.

Dagegen war die Intention der
Einführung des europäischen
Emissionsrechtehandels vornehm-
lich gegen den Kohleeinsatz
gerichtet. Nach interner Einschät-
zung von Dienststellen der Euro-
päischen Kommission sollte vor
allem die Kohleverstromung in
Deutschland die Hauptlast der

Anteile des
Kohlestroms
nach Ländern

Kohle ist heute mit etwa 38%
weltweit der Energieträger mit
dem größten Marktanteil in der
Verstromung. In den meisten Län-
dern, in denen Kohle gefördert
wird, ist der Kohleanteil sogar
noch deutlich höher. Nach Ein-
schätzung der meisten Energie-
experten wird die Kohle ihre
dominierende Rolle auch in den
kommenden Jahrzehnten behaup-
ten können – weltweit, in Europa
und auch in Deutschland.

Die positiven Erwartungen hin-
sichtlich der Steinkohleverstro-
mung könnten sich allerdings
verdüstern, wenn der Klimaschutz
als alleiniges Ziel in den Mittel-
punkt der Politik gerückt wird. In
manchen Energiewendeszenarien
wird der Kohle in der Stromerzeu-
gung sogar jede Zukunft bestritten
und nach dem Kernenergieaus-
stieg aus klimapolitischen Gründen
längerfristig auch der „Ausstieg
aus der Kohle“ gefordert. Gemein-
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Spezifische CO2-
Vermeidungs-
kosten

noch zu erbringenden europäi-
schen Emissionsminderung tragen.
Die Vorleistungen bei der CO2-
Minderung spielten in dieser Be-
trachtung keine Rolle. Übersehen
wurde auch, dass diese ökonomi-
sche Last vom Industriestandort
Deutschland insgesamt zu tragen
wäre – ganz abgesehen von Wett-
bewerbverzerrungen innerhalb und
zwischen den teilnehmenden Bran-
chen der Mitgliedstaaten. Der jetzt
in Deutschland gefundene Kom-
promiss für den nationalen Zutei-
lungsplan könnte indessen die
Gewähr bieten, dass die Kohle-
verstromung auch in Deutschland
– jedenfalls mittelfristig – eine
verlässliche Basis hat.

Auch längerfristig bestehen auf-
grund des hohen Kapazitätsbe-
darfs – allein in Deutschland steht
ein Investitionsbedarf von gut
40 000 MW vorwiegend im Be-
reich der Grundlaststromerzeu-
gung an; in der EU-15 sind es mehr
als 200 000 MW – und des enor-
men technologischen Potenzials
gute Perspektiven für die Kohle-
verstromung. Werden neben rein
klimapolitischen auch andere zen-
trale Anliegen der Energiepolitik,
nämlich Wirtschaftlichkeit und
Versorgungssicherheit, berücksich-
tigt, führt an der Kohleverstro-
mung in absehbarer Zukunft kein
Weg vorbei.

So sind die Kosten für die CO2-
Vermeidung durch Effizienzstei-
gerung im Kraftwerkspark deutlich
günstiger als bei den erneuerba-
ren Energien. Mit dem gleichen
finanziellen Aufwand, der heute in
die Förderung erneuerbarer Ener-

gien gesteckt wird, kann durch
Modernisierung des Kraftwerks-
parks deutlich mehr an CO2-
Vermeidung erzielt werden. Ein
Vorteil der regenerativen Stromer-
zeugung zur Emissionsminderung
kommt erst dann zum Tragen,
wenn sich im fossilen Kraftwerks-
park keine signifikanten Wirkungs-
gradsteigerungen mehr erzielen
lassen.

Die Antwort auf die gegenwärti-
gen Fragen liegt in einer Techno-
logieoffensive, für die es in den
USA, Europa und in Deutschland
viel versprechende Ansätze gibt.

Entscheidend ist dabei die sukzes-
sive Erhöhung des Wirkungsgrades
bei der Kohleverstromung. Dies
dient der Ressourcenschonung und
spart in erheblichem Umfang CO2-
Emissionen ein, wie eine Beispiel-
rechnung zeigt. So kann bei einem
vollständigen Ersatz der heute

Klimavorsorge mit der Kohle

betriebenen Kohlekraftwerke mit
einem durchschnittlichen Wir-
kungsgrad von weltweit 30%
durch heute verfügbare Technolo-
gien (Wirkungsgrad 43%) eine
CO2-Minderung um 1,7 Mrd. t
erzielt werden – mehr als doppelt
so viel, wie nach dem Kyoto-
Protokoll (- 750 Mio t) erreicht
werden soll.
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Die grundlegenden Techniken für
das emissionsfreie Kraftwerk sind
aber bereits heute bekannt und
auch die Lagerung des CO2 ist z. B.
nach Auffassung der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe kein K.O.-Kriterium für
diese Technik.

Vor allem in den USA, dem größ-
ten Kohleverstromer der Welt,
wird intensiv an der Möglichkeit
des CO2-freien Kraftwerks ge-
forscht. Basistechnologie des mit
fast 2 Mrd. $ geförderten Projekts
„FutureGen“ ist die Kohleverga-
sung in Verbindung mit einer
Abscheidung der CO2-Emissionen
von 90% und einem Wirkungsgrad
von bis zu 60%. Das Projekt soll
bis 2020 zur Marktreife geführt
werden. Die Stromerzeugungs-
kosten sollen dann weniger als
10% über denen heutiger Techni-
ken ohne CO2-Abscheidung liegen.

Auch in Japan und Australien ist
der Prototyp eines „near zero-
emission“-Kohlekraftwerks schon
in der Entwicklung; diese Techno-
logie könnte sogar als Retrofit-
Maßnahme bei bestehenden
Anlagen Verwendung finden.

Deutschland und Europa müssen
befürchten, bei den Clean Coal
Technologien den internationalen
Anschluss zu verlieren und ihre
eigenen FuE-Anstrengungen
deshalb dringend forcieren. Das
Know-how dazu ist hierzulande
vorhanden. Hinzukommen muss
der politische Wille.

Parallel zur kontinuierlichen
Verbesserung der Effizienz der
Kohlenutzung muss schon heute
die Vision eines möglichst CO2-
armen oder -freien Kraftwerks auf
Basis fossiler Energien verfolgt
werden, mit dem etwa ab dem
Jahr 2020 auch sehr anspruchvolle
klimapolitische Zielsetzungen er-
füllt werden könnten. In Deutsch-
land hat das Bundesministerium
für Wirtschaft und Arbeit gemein-
sam mit der Energiewirtschaft
eine hierauf ausgerichtete For-
schungs- und Entwicklungsstrate-
gie entwickelt. Der von der Bun-
desregierung eingesetzte Rat für
Nachhaltige Entwicklung sieht in
seinen Ende des Jahres 2003
vorgelegten „Leitlinien für eine

moderne Kohlepolitik und Innova-
tionsförderung“ die CO2-emis-
sionsfreie Verstromung der Kohle
als „wichtige Brücke … ins
Zeitalter der regenerativen Ener-
gien“. Auch aus industriepoliti-
scher Sicht müsse diese Technolo-
gie „in Deutschland erforscht und
erprobungsweise in Demonstrati-
onsanlagen innerhalb der nächs-
ten Dekade“ angewendet werden.

Allerdings konstatiert der Nach-
haltigkeitsrat auch erheblichen
Forschungsbedarf hinsichtlich der
langfristig sicheren und umwelt-
verträglichen CO2-Speicherung, für
die insbesondere die Einlagerung
in ausgeförderten Öl- und Gas-
lagerstätten diskutiert wird.
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Steinkohle
Sichere Energie:

wichtiger denn je

RAG-Kokerei Prosper in Bottrop
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Gründung und Aufgaben

Der Gesamtverband des deutschen
Steinkohlenbergbaus (GVSt) wurde
am 11. Dezember 1968 gegründet.
Er hat die satzungsgemäße
Aufgabe, die allgemeinen Belange
seiner Mitglieder, insbesondere
auf wirtschaftspolitischem und
sozialpolitischem Gebiet, wahrzu-
nehmen und zu fördern.

Die Tätigkeit des Verbandes er-
streckt sich über den nationalen
Bereich hinaus auf die Ebene der
Europäischen Union sowie auf die
Mitwirkung in weiteren internatio-
nalen Gremien.

Über die Dachverbände der deut-
schen Wirtschaft, in denen der
GVSt direkt und indirekt vertreten
ist, beteiligt er sich an der politi-
schen Willens- und Entscheidungs-
bildung in Deutschland.

Die Wahrnehmung der Aufgaben
erfolgt in enger Zusammenarbeit
mit den Mitgliedern.

Aufgaben und Organisation
des Gesamtverbandes des deutschen Steinkohlenbergbaus

Stand: Oktober 2004
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